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Kommissionspräsidentschaft: Von der Leyen präsentiert ihre politischen 

Leitlinien 

Letzte Woche hat die neue Präsidentin der Europäischen Kommission, Ursula 

von der Leyen, dem Europäischen Parlament ihre politischen Leitlinien vorgelegt. 

In ihrer politischen Agenda listet sie die folgenden Steuerthemen auf: 

 Die Besteuerung von großen Technologieunternehmen hat für sie Priorität und 

sie merkt hierzu an, dass die EU allein handeln sollte, wenn bis Ende 2020 

keine globale Lösung im Rahmen der OECD gefunden wurde (Seite 12). 

 In der ersten Hälfte ihres Mandats will sie Vorschläge zur „Verbesserung des 

Umfelds für die Unternehmensbesteuerung im Binnenmarkt“ unterbreiten und 

dabei berücksichtigen, dass Unternehmen einfache Vorschriften und einfache 

Besteuerungssysteme fordern (Seite 12). 

 Darüber hinaus will sie „kämpfen“, um die Gemeinsame Konsolidierte Körper-

schaftsteuerbemessungsgrundlage Wirklichkeit werden zu lassen (Seite 12). 

 In Bezug auf Umweltsteuern will sie eine „Überprüfung der Energiesteuerricht-

linie“ und die Einführung einer CO2-Grenzsteuer zur Vermeidung der Verlage-

rung von CO2-Emissionen einleiten (Seite 5). 

 

Bundeswirtschaftsminister: USA-Reise von Peter Altmaier – Autozölle auf 

null Prozent? 

In einem Interview mit der Welt am Sonntag sagte Bundeswirtschaftsminister Pe-

ter Altmaier, dass man sich im Rahmen seiner USA-Reise bereit erklärt habe, die 

Autozölle auf null zu senken. Dies sei eine geeignete Maßnahme, um auf den 

Vorwurf der US-Regierung, dass amerikanische Autozölle niedriger seien,  zu re-

agieren. Zuletzt hatte US-Präsident Trump seine Entscheidung,  weitere Strafzöl-

le auf Autos zu verhängen, bis November vertragt.  

Was wie eine einfache gesetzgeberische Maßnahme klingt, ist ein sehr komple-

xer Vorgang, denn ein derartiges Zugeständnis seitens der EU ist nur durch ein 

Freihandelsabkommen durchsetzbar. Aufgrund des Meistbegünstigungsprinzips 

der Welthandelsorganisation (WTO) sind Zollvergünstigungen für einzelne Han-

delspartner unzulässig. Vielmehr müssen Zollsenkungen außerhalb von Freihan-

delsabkommen für jeden WTO-Partner gelten. Der Bundesminister schlägt des-

halb ein Industriezollabkommen vor.   

In der Vergangenheit hat sich allerdings gezeigt, wie umstritten und schwerfällig 

das Aushandeln eines Wirtschaftsabkommens mit den USA war. Sicherlich ent-

hielt das auf Eis gelegte Abkommen TTIP (Transatlantic Trade and Investment 

Partnership) einige kontroversere Regelungsinhalte, die die Verhandlungen und 

insbesondere einen Abschluss erschwerten. Ob die EU sich aber tatsächlich da-

rauf einlässt, ihre Autozölle gegenüber den USA auf null zu senken, bleibt abzu-

warten, da sich insbesondere die Frage stellt, ob auch die USA zu entsprechen-

den Zugeständnissen bereit wären. Bislang setzte die US-Regierung eher auf 

protektionistische Maßnahmen. Ein weiterer Faktor wäre sicherlich auch die zeit-
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liche Schiene, da alleine das Aushandeln wesentlicher Punkte eines Abkommens 

für gewöhnlich einige Jahre in Anspruch nimmt. Insofern bleibt abzuwarten, wie 

sich die EU zu dem Thema positioniert und ob tatsächlich eine Deeskalation des 

Handelsstreits durch gegenseitige Zugeständnisse erwirkt werden kann. 

 

BFH: Verrechnungsreihenfolge für Wertaufholungen aus früheren Teil-

wertabschreibungen – Keine zeitliche Reihenfolge in § 8b Abs. 8 S. 2 KStG 

Mit Urteil vom 13.02.2018 (I R 21/17) hatte der BFH zu entscheiden, welche Ver-

rechnungsreihenfolge bei Wertaufholungen von Fondsanteilen zur Anwendung 

kommt, wenn in früheren Jahren sowohl steuerwirksame als auch steuerunwirk-

same Anteilsabschreibungen auf den niedrigeren Teilwert vorgenommen wurden.  

Die Klägerin war eine Pensionskasse in der Rechtsform eines VVaG. Sie war al-

leinige Anteilseignerin mehrerer Spezialinvestmentfonds i.S.d. § 15 InvStG, zu 

denen u.a. der PKM 1-Fonds (PKM 1) und der PKM 2-Fonds (PKM 2) gehörten. 

In den Jahren 2002 und 2003 nahm die Klägerin steuerliche Abschreibungen auf 

die Fonds PKM 1 und PKM 2 vor, welche nach § 8b Abs. 3 KStG wieder hinzuge-

rechnet wurden, also steuerunwirksam waren. Weitere im Jahr 2004 in der Steu-

erbilanz vorgenommene Abschreibungen wurden aufgrund der Gesetzesände-

rung des § 8b Abs. 8 S. 1 KStG nicht außerbilanziell hinzugerechnet, waren also 

steuerwirksam. 

Im Streitjahr 2005 erklärte die Klägerin steuerfreie Gewinne i.S.d. § 8b Abs. 2 

KStG aus Wertaufholungen ihrer Fondsanteile und zog davon nicht abziehbare 

Ausgaben gemäß § 8b Abs. 3 S. 1 KStG in Höhe von 5 % ab. Im Rahmen einer 

Konzernbetriebsprüfung vertrat der Prüfer die Auffassung, dass nach dem BFH-

Urteil vom 19.08.2009 (I R 2/09) die Wertaufstockungen zunächst die letzten 

Teilwertabschreibungen rückgängig machen müssten. Infolge dessen seien die 

Wertaufstockungen des Jahres 2005 zunächst auf die steuerwirksam geworde-

nen Teilwertabschreibungen des Jahres 2004 zu beziehen und damit ebenfalls 

steuerwirksam (nunmehr gewinnerhöhend) zu erfassen. Die nach erfolglosem 

Einspruch beim Finanzgericht erhobene Klage blieb im Wesentlichen ohne Er-

folg. 

Nunmehr hat der BFH das Urteil der Vorinstanz aufgehoben. Zu Unrecht sei das 

Finanzgericht davon ausgegangen, dass § 8b Abs. 8 S. 2 KStG (i.V.m. § 8  

InvStG) dahingehend auszulegen sei, dass Teilwertaufholungen betreffend Antei-

le an Kapitalgesellschaften zunächst mit der zeitlich zuletzt vorgenommenen 

Teilwertabschreibung zu verrechnen seien. Vielmehr seien die Zuschreibungen 

vorrangig mit dem Gesamtvolumen früherer steuerunwirksamer Teilwertab-

schreibungen zu verrechnen und damit die Wertaufholungen im Streitjahr 2005 

nach § 8b Abs. 8 S. 2 KStG steuerfrei zu lassen. Entgegen dem Antrag der Klä-

gerin im Revisionsverfahren, diese Zuschreibungen als steuerfrei zu behandeln 

und uneingeschränkt nicht einkommenserhöhend zu berücksichtigen, seien aller-

dings 5 % der betroffenen Beträge nach § 8b Abs. 3 S. 1 KStG als nicht abzieh-

bare Betriebsausgabe anzusehen. 
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Der BFH stellt in seiner Urteilsbegründung klar, dass § 8b Abs. 8 KStG, welcher 

spezielle Regelungen u.a. für Pensionsfonds enthält, im Streitfall nicht anzuwen-

den gewesen sei. Zwar werde in Satz 1 der Vorschrift geregelt, dass die Absätze 

1 bis 7 von § 8b KStG nicht anzuwenden seien. Dies gelte nach § 8b Abs. 8 S. 2 

KStG allerdings nicht für Gewinne i.S.d. Abs. 2, soweit eine Teilwertabschreibung 

in früheren Jahren nach Abs. 3 bei der Ermittlung des Einkommens unberück-

sichtigt geblieben und diese Minderung nicht durch den Ansatz eines höheren 

Wertes ausgeglichen worden sei.  

Entgegen der Auffassung des Finanzgerichts verlange das Gesetz mit dieser in 

§ 8b Abs. 8 S. 2 KStG verwendeten Formulierung lediglich, dass eine Teilwertab-

schreibung in früheren Jahren – d.h. in irgendeinem der früheren Jahre – nach 

Abs. 3 unberücksichtigt geblieben sei. Mit dem Wort "soweit" beschreibe es dabei 

keinen zeitlichen, sondern einen quantitativ-sachlichen Zusammenhang. Für die-

se Auslegung sprächen auch die Gesetzesgeschichte sowie der Sinn und Zweck 

der Vorschrift.  

Zu dem von Seiten der Konzernbetriebsprüfung zur Begründung ihrer Rechtsauf-

fassung herangezogen BFH-Urteil vom 19.08.2009 (I R 2/09) habe keine Stellung 

genommen werden müssen. Diese Aussage des BFH beruht ganz offensichtlich 

auf dem Umstand, dass sich das BFH-Urteil vom 19.08.2009 auf die Regelung 

des § 8b Abs. 2 S. 4 KStG bezieht, während im Streitfall stattdessen die spezielle 

Vorschrift des § 8b Abs. 8 S. 2 KStG zur Anwendung kommt. 

 

BFH: Kein Verlustausgleich mit Kirchensteuer-Erstattungsüberhang 

Der BFH entschied mit Urteil vom 12.03.2019 (IX R 34/17), dass ein Erstattungs-

überhang aus zurückgezahlter Kirchensteuer nicht mit Verlustvorträgen ausgegli-

chen werden kann und daher als Einkommen zu versteuern ist.  

Im Streitfall wurde den Klägern für das Streitjahr 2012 in den Vorjahren gezahlte 

Kirchensteuer erstattet, da sich aufgrund einer für diese Jahre durchgeführten 

Außenprüfung das zu versteuernde Einkommen gemindert hatte. Die Kläger gin-

gen davon aus, dass der sich hieraus ergebende Erstattungsüberhang aus Kir-

chensteuer i.H.v. 166.744 € mit einem Verlustvortrag aus den Vorjahren zu ver-

rechnen sei. Finanzamt, Finanzgericht und schließlich nun auch der BFH lehnten 

dies ab. 

Einkommensteuerrechtlich ist die gezahlte Kirchensteuer als Sonderausgabe ab-

zugsfähig (§ 10 Abs. 1 Nr. 4 EStG). Sonderausgaben mindern nicht bereits den 

Gesamtbetrag der Einkünfte, sondern erst das Einkommen (§ 2 Abs. 4 EStG). 

Die Erstattung von in Vorjahren gezahlter Kirchensteuer wird vorrangig mit Kir-

chensteuerzahlungen desselben Jahres verrechnet. Entsteht dabei ein Kirchen-

steuer-Erstattungsüberhang, führt dies nach einer seit 2012 geltenden Neurege-

lung zu einem "Hinzurechnungsbetrag" (§ 10 Abs. 4b EStG). Bislang ungeklärt 

war, ob der Hinzurechnungsbetrag – vergleichbar mit einer Einkunftsart – den 

Gesamtbetrag der Einkünfte erhöht und folglich dann durch einen Verlustvortrag, 

der nach der einschlägigen gesetzlichen Regelung (§ 10d Abs. 2 EStG) vom Ge-

samtbetrag der Einkünfte abzuziehen ist, ausgeglichen werden kann.  
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Der BFH begründet die Ablehnung einer dahin gehenden Verlustverrechnung 

damit, dass der Kirchensteuer-Erstattungsüberhang wie die ursprüngliche gezahl-

te Kirchensteuer als – negative – Sonderausgabe zu berücksichtigen ist. Durch 

die Hinzurechnung kann es daher – wie im Streitfall – dazu kommen, dass Ein-

kommensteuer gezahlt werden muss, obwohl der Gesamtbetrag der Einkünfte 

nach Verlustausgleich 0 € beträgt. Es kommt dann zu einer Besteuerung allein 

des Vorteils aus der Erstattung von (früheren) Abzugsbeträgen. Dies gilt auch 

dann, wenn sich die erstatteten Kirchensteuern im Zahlungsjahr letztlich nicht 

steuermindernd ausgewirkt haben, da der mit § 10 Abs. 4b EStG verfolgte Ver-

einfachungszweck verfehlt würde, wenn dies in jedem Einzelfall ermittelt werden 

müsste. 
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Alle am 25.07.2019 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (V)  

Aktenzeichen Entscheidungs-

datum 

Stichwort 

I R 21/17 13.02.2019 Keine zeitliche Verrechnungsreihenfolge in § 8b Abs. 8 Satz 2 KStG 

II R 18/16 08.05.2019 Begünstigung des Betriebsvermögens bei mittelbarer Schenkung 

II R 37/16 28.05.2019 
Steuerbefreiung für ein Familienheim im Fall der Renovierung  
siehe auch: Pressemitteilung Nr. 44/19 vom 25.7.2019 

VII R 13/18 19.03.2019 Kein Herstellerprivileg für die Herstellung von sog. Kuppelprodukten 

IX R 34/17 12.03.2019 
Hinzurechnung eines Kirchensteuer-Erstattungsüberhangs  
siehe auch: Pressemitteilung Nr. 45/19 vom 25.7.2019 

X R 38/17 12.06.2019 
Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft als notwendiges Betriebsvermögen 
eines Einzelgewerbetreibenden 

XI R 4/17 10.04.2019 
Zur Besteuerung der dem Provider bei Prepaid-Verträgen endgültig verbliebe-
nen Restguthaben 

 

Alle am 25.07.2019 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (NV) 

Aktenzeichen Entscheidungs-

datum 

Stichwort 

VI R 46/17 03.04.2019 Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer einer Flugbegleiterin 

IX B 105/18 15.05.2019 
Zulassung wegen Verfahrensfehler: Verletzung der Sachaufklärungspflicht 
durch Nichteinholung eines Sachverständigengutachtens; Verletzung des 
rechtlichen Gehörs durch Nichtgewährung einer Schriftsatzfrist 

 

 

 

 

 

https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=41329&pos=0&anz=43
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=41332&pos=1&anz=43
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=41335&pos=2&anz=43
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=41320&linked=pm
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=41338&pos=3&anz=43
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=41341&pos=4&anz=43
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=41323&linked=pm
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=41344&pos=5&anz=43
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=41347&pos=6&anz=43
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=41350&pos=7&anz=43
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=41353&pos=8&anz=43
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Alle bis zum 26.07.2019 veröffentlichten Erlasse  

Aktenzeichen Entscheidungs-

datum 

Stichwort  

 
III C 2 -S 
7421/19/ 
10003 :001 
 
 

17.07.2019 

Umsatzsteuer, Identität des erworbenen und veräußerten Gegenstands; An-

wendung des EuGH-Urteils vom 18. Januar 2017 („Sjelle Autogenbrug“) - Rs. 

C-471/15 - und des BFH-Urteils vom 23. Februar 2017 - V R 37/15 - 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2019-07-17-USt-Identitaet-Gegenstand.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2019-07-17-USt-Identitaet-Gegenstand.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2019-07-17-USt-Identitaet-Gegenstand.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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A Union that strives for more 
 


 


For the generation of my parents, Europe was an aspiration of peace in a continent too long 


divided.  


For my generation, Europe was an aspiration of peace, prosperity and unity that we brought to 


life through our single currency, free movement and enlargement. 


For the generation of my children, Europe is a unique aspiration.  


It is an aspiration of living in a natural and healthy continent. Of living in a society where you can 


be who you are, live where you like, love who you want and aim as high as you want. It is an 


aspiration of a world full of new technologies and age-old values. Of a Europe that takes the 


global lead on the major challenges of our times.  


The people of Europe made their voice and their aspirations heard in record numbers at this 


year’s European Parliament elections. They presented Europe’s institutions and leaders with a 


clear task to be bold and to be decisive.  


To match this aspiration with action, we must rediscover our unity and inner strength. 


If elected, I will strengthen the links between people, nations and institutions. Between 


expectations and delivery. Between words and deeds. My Commission will listen to the people of 


Europe and be bold where it makes sense for us to act, leaving national, regional and local actors 


to deliver where they are best placed to do so. 


 







 


 


Today’s world feels ever more unsettled. Existing powers are going down new paths alone. New 


powers are emerging and consolidating. Changes in climate, technology and demography are 


transforming our societies and way of life. This has left a feeling of unease and anxiety in many 


communities across Europe.  


In the next five years, we have to work together to allay fears and create opportunities.  


Europe must lead the transition to a healthy planet and a new digital world. But it can 


only do so by bringing people together and upgrading our unique social market economy 


to fit today’s new ambitions.  


As we embark on this journey, we must make the most of all of our strengths, talent and 


potential. We must focus on equality and creating chances for all, whether for women or men, 


whether from East, West, South or North, whether young or old.   


We must defend our common values and uphold the rule of law. And we must give ourselves the 


resources we need to achieve our ambitions, notably through our next long-term budget which 


should be agreed as swiftly as possible.  


We have the foundation from which to achieve all of this. We have record high employment and 


sustained economic growth. We are the world’s trading superpower. We set standards that 


others follow. We have moved out of the era of crisis management and can now look forward.  


We should not be shy about being proud of where we are or ambitious about where we 


want to go. 


As we move forward together, I want a more inclusive and open approach to the way we work. I 


want to strengthen the Commission’s partnership with the European Parliament, the voice of 


citizens.  


In this spirit, I have consulted far and wide and have inspired myself from my discussions with 


the political groups in the European Parliament, as well as from the European Council’s Strategic 


Agenda for 2019-2024.  


These Political Guidelines draw on the common ideas and priorities that unite us. They are not 


an exhaustive work programme but rather aim to frame our common work. Within each chapter 


you will find the policies I intend to use to help us deliver on our goals. The Political Guidelines 


focus on six headline ambitions for Europe over the next five years and well beyond: 


 A European Green Deal 


 An economy that works for people 


 A Europe fit for the digital age 


 Protecting our European way of life 


 A stronger Europe in the world 


 A new push for European democracy 


We will adapt and update as challenges and opportunities inevitably emerge, but we will always 


stick to the principles and the aspirations outlined in these guidelines. I see the next five years 


as an opportunity for Europe – to strive for more at home in order to lead in the world.  
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1. A European Green Deal
I want Europe to strive for more by being 
the first climate-neutral continent. 


The message from Europe’s voters – and those 


too young to vote – is loud and clear: they 


want real action on climate change and they 


want Europe to lead the way.  


I have been inspired by the passion, conviction 


and energy of the millions of our young people 


making their voice heard on our streets and in 


our hearts. They are standing up for their 


future and it is our generational duty to 


deliver for them. 


Becoming the world’s first climate-neutral 


continent is the greatest challenge and 


opportunity of our times. It involves taking 


decisive action now. We will need to invest in 


innovation and research, redesign our 


economy and update our industrial policy.  


To help us achieve our ambition, I will 


propose a European Green Deal in my first 


100 days in office.  


This will include the first European Climate 


Law to enshrine the 2050 climate-


neutrality target into law. 


I have been inspired by the passion, 
conviction and energy of the millions of 
our young people making their voice 
heard on our streets and in our hearts. It 
is our generational duty to deliver for 
them.  


We are on track to meet our ambitious Paris 


Agreement goals and 2030 targets. But we 


need to go further and faster if we are serious 


about climate neutrality in 2050.  


We currently have a goal of 40% emissions 


reduction by 2030. But we have to be more 


ambitious. Carbon emissions must have a 


price. Every person and every sector will have 


to contribute.  


I will propose to extend the Emissions 


Trading System to cover the maritime sector 


and reduce the free allowances allocated to 


airlines over time. I will also propose to extend 


this further to cover traffic and construction. 


The different systems will have to converge by 


2030 if we are to be climate neutral by 2050. 


To complement this work, and to ensure our 


companies can compete on a level playing 


field, I will introduce a Carbon Border Tax to 


avoid carbon leakage. This should be fully 


compliant with World Trade Organization 


rules. It will start with a number of selected 


sectors and be gradually extended. I will also 


review the Energy Taxation Directive.  


A just transition  


To help drive the change we need, I will put 


forward my plan for a future-ready 


economy, our new industrial strategy.  


We will be a world leader in circular 


economy and clean technologies. We will 


work to decarbonise energy-intensive 


industries.  


Europe is an industrial economy, and for many 


parts of our Union the local manufacturer, 


plant or factory is the hub for our 


communities. This is why I believe that what is 


good for our planet must be good for our 


people, our regions and our economy.  


Cohesion Funds play a crucial role in 


supporting our regions and rural areas from 
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East to West, from South to North to keep up 


with the transformations of our world. But we 


need to do more.  


We need a just transition for all.  


In this transition, we must recognise and 


respect that we do not all start from the same 


point. We all share the same ambition but 


some may need more tailored support than 


others to get there.  


I believe that what is good for our planet 
must be good for our people, our regions 
and our economy. We will ensure a just 
transition for all. 


 


We will support the people and regions most 


affected through a new Just Transition Fund. 


This is the European way: we are ambitious 


and we leave nobody behind. 


We also need more education and motivation. 


To this end, I will propose a European 


Climate Pact – bringing together regions, 


local communities, civil society, industry and 


schools. Together they will design and commit 


to a set of pledges to bring about a change in 


behaviour, from the individual to the largest 


multinational. This will be a key part of the 


just transition for all. 


A Sustainable Europe Investment 
Plan  


Those who act first and fastest will also be the 


ones who grasp the opportunities from the 


ecological transition.  


This is why we will invest record amounts in 


cutting-edge research and innovation, using 


the full flexibility of the next EU budget to 


focus on the areas with the greatest potential.  


But public finances alone will not be enough. 


We need to tap into private investment by 


putting green and sustainable financing at the 


heart of our investment chain and financial 


system. To achieve this, I intend to put 


forward a strategy for green financing and a 


Sustainable Europe Investment Plan. 


As part of this, I will also propose to turn 


parts of the European Investment Bank 


into Europe’s climate bank.   


The bank is already the largest multilateral 


provider of climate finance worldwide, with 


25% of its total financing dedicated to climate 


investment. I want to at least double this 


figure by 2025.  


The Sustainable Europe Investment Plan 


will support €1 trillion of investment over 


the next decade in every corner of the EU.  


More ambitious targets for 2030 


We have to be more ambitious when it comes 


to our 2030 targets. I want to reduce 


emissions by at least 50% by 2030. However, 


to achieve real impact the world has to move 


together. The EU will lead international 


negotiations to increase the level of 


ambition of other major emitters by 2021.  


By this date, I commit myself to putting 


forward a comprehensive plan to increase 


the European Union’s target for 2030 


towards 55% in a responsible way.  


This plan will be based on social, economic 


and environmental impact assessments that 


ensure a level playing field and stimulate 


innovation, competitiveness and jobs. 


Preserving Europe’s natural 


environment 


Climate change, biodiversity, food security, 


deforestation and land degradation go 
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together. We need to change the way we 


produce, consume and trade. Preserving and 


restoring our ecosystem needs to guide all of 


our work. We must set new standards for 


biodiversity cutting across trade, industry, 


agriculture and economic policy.  


As part of the European Green Deal, we will 


present a Biodiversity Strategy for 2030.  


Our environment, our natural jewels, our seas 


and oceans, must be conserved and protected. 


Europe will work with its global partners to 


curtail biodiversity loss within the next five 


years. I want us to lead the world at the 2020 


Conference of the Parties to the Convention on 


Biological Diversity, just as we did at the 2015 


Paris Climate Conference.  


We must preserve the vital work our farmers 


do to provide Europeans with nutritious, 


affordable and safe food. This is only possible 


if they can make a decent living for their 


families. We will support our farmers with a 


new “Farm to Fork Strategy” on sustainable 


food along the whole value chain. 


Our rural areas are home to more than 50% of 


Europeans. They are the fabric of our society 


and the heartbeat of our economy. The 


diversity of landscape, culture and heritage is 


one of Europe’s most defining and remarkable 


features. They are a core part of our identity 


and our economic potential. We will cherish 


and preserve our rural areas and invest in 


their future.  


European citizens’ health and the planet’s 


health go together: it is the quality of the air 


we breathe, the water we drink, the food we 


eat and the safety of the products we use.   


For the health of our citizens, our children and 


grandchildren, Europe needs to move 


towards a zero-pollution ambition. I will 


put forward a cross-cutting strategy to protect 


citizens’ health from environmental 


degradation and pollution, addressing air and 


water quality, hazardous chemicals, industrial 


emissions, pesticides and endocrine 


disrupters. 


A sustainable Europe is one that opens up 


opportunities, innovates, creates jobs and 


offers a competitive edge to its industries. The 


circular economy is key for developing 


Europe’s future economic model.  


I will propose a New Circular Economy 


Action Plan focusing on sustainable resource 


use, especially in resource-intensive and high-


impact sectors such as textiles and 


construction. 


I want Europe to lead on the issue of single-


use plastics. By 2050, there will be more 


plastic in the ocean than fish. We need to get 


serious about how we turn the tide. European 


legislation already applies to the ten most 


found plastic items on European beaches. I 


want to open a new front in our fight against 


plastic waste by tackling micro-plastics. 
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2. An economy that works for people


I want Europe to strive for more when it 


comes to social fairness and prosperity. 


This is our Union’s founding promise. 


I am proud of our unique European social 


market economy. It is what allows our 


economies to grow – and what drives poverty 


and inequality to fall. It ensures that social 


fairness and welfare come first.  


Strengthening our social market economy is 


acutely important at a time when we are 


redesigning the way our industry and our 


economy work. 


Our goal for a climate-neutral and healthy 


planet must be built on a strong and resilient 


social market economy. What we want to 


spend on this transition, we first need to earn. 


Supporting small business 


This starts with strengthening the backbone of 


our economy: our small and medium-sized 


enterprises (SMEs).  


They represent 99% of all businesses and 


account for 85% of new jobs created in the last 


five years. They are our innovators and 


entrepreneurs. They provide vocational 


training to our young people. They represent 


everything that is good in our economy. 


We need more young and nimble innovators 


with breakthrough technologies, like this 


generation’s tech giants were only a decade 


ago.  


I want to make it easier for small 


businesses to become large innovators. We 


must continue developing the growth finance 


market for the innovative companies of the 


future.  


This is why I will put forward a dedicated 


SME strategy to ensure they can thrive by 


reducing red tape and improving their access 


to the market.  


We will complete the Capital Markets Union 


to ensure SMEs have access to the financing 


they need to grow, innovate and scale up. To 


support this, I will create a private-public 


fund specialising in Initial Public Offerings 


of SMEs, with an initial investment from the 


EU that could be matched by private investors 


Deepening our Economic and 
Monetary Union 


Our people and our business can only 


thrive if the economy works for them. This 


is what our social market economy is all about.  


After years of recovery, Europe’s economy is 


on a stable footing, with jobs, growth and 


investment all back to or beyond their pre-


crisis levels. Public finances continue to 


improve, our banking system is more robust 


and the foundations of our Economic and 


Monetary Union are stronger than ever.  


With clouds forming on the horizon, some 


linked to trade tensions and others to slower 


global growth, we must keep up the 


momentum. We need a more attractive 


investment environment, and growth which 


creates quality jobs, especially for young 


people. 


The euro, our common currency, is more than 


the coins and notes in our pockets. It is a 


symbol of our unity and of Europe’s promise 


of prosperity and protection. We must never 


stop making it stronger. This is why I will 


prioritise the further deepening of the 


Economic and Monetary Union.  
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As part of this, I will help deliver a Budgetary 


Instrument for Convergence and 


Competitiveness for the euro area to 


support Member States’ growth reforms and 


investment. I will step up support for those 


countries outside the euro area who are 


preparing to join.  


I will make full use of the flexibility allowed 


within the Stability and Growth Pact. This 


will help us achieve a more growth-friendly 


fiscal stance in the euro area while 


safeguarding fiscal responsibility.  


I will also focus on completing the Banking 


Union. This includes a common backstop to 


the Single Resolution Fund, a last-resort 


insurance measure in the event of a bank 


resolution.   


To ensure people have peace of mind when it 


comes to the safety of their bank deposits, we 


need a European Deposit Insurance 


Scheme.  


These are the missing elements of the Banking 


Union which we should find agreement on as 


swiftly as possible. I will also put forward 


measures for a robust bank resolution and 


insolvency framework. 


I want to strengthen the international role 


of the euro, including its external 


representation. A strong, integrated and 


resilient capital market is the best starting 


point for the single currency to become more 


widely used internationally.  


Our economic policy must go hand in hand 


with social rights, Europe’s climate-neutrality 


objective and a competitive industry. 


I will refocus the European Semester into 


an instrument that integrates the United 


Nations Sustainable Development Goals.  


Economic governance and democratic 


accountability must go hand in hand if we 


want to strengthen ownership of our common 


decisions.  


In this spirit, I want the European 


Parliament to have a louder voice when it 


comes to the economic governance of our 


Union.  


Our people and our business can only 
thrive if the economy works for them. 
This is what our social market economy 
is all about. 


 


Members of the Commission in charge of 


economic matters will come to the European 


Parliament before each key stage in the 


European Semester cycle.  


Europe’s social pillar 


I believe it is high time that we reconcile 


the social and the market in today’s 


modern economy. 


This is why I will put forward an action plan 


to fully implement the European Pillar of 


Social Rights.  


As part of this, we will support those in work 


to earn a decent living, and those out of work 


as they look to find a job. We will support our 


children and our young people to give them 


the education and the opportunities they need 


to thrive.  


The dignity of work is sacred. Within the first 


100 days of my mandate, I will propose a legal 


instrument to ensure that every worker in 


our Union has a fair minimum wage.  


This should allow for a decent living wherever 


they work. Minimum wages should be set 


according to national traditions, through 


collective agreements or legal provisions. I am 


a firm believer in the value of social dialogue 


between employers and unions, the people 
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who know their sector and their region the 


best.  


Digital transformation brings fast change that 


affects our labour markets. I will look at ways 


of improving the labour conditions of 


platform workers, notably by focusing on 


skills and education. 


We must also do more to support those who 


lose their jobs because of external events that 


affect our economy.  


This is why I will propose a European 


Unemployment Benefit Reinsurance 


Scheme. This will protect our citizens and 


reduce the pressure on public finances during 


external shocks.   


We must do more to fight poverty. The 


future of Europe will depend on our young 


people. We must support them throughout 


their childhood and into their adult life.  


It is our collective shame that almost 25 


million children under the age of 18 are at risk 


of poverty or social exclusion. Children living 


in poverty are more likely to become adults 


living in poverty. We need to break this 


dangerous cycle. We must do better.  


To support every child in need, I will create 


the European Child Guarantee, picking up 


on the idea proposed by the European 


Parliament.  


This tool will help ensure that every child in 


Europe at risk of poverty or social exclusion 


has access to the most basic of rights like 


healthcare and education.  


Europe should also support parents and 


people with caring responsibilities to better 


balance their work and family lives. I will 


ensure that we fully implement the Work-Life 


Balance Directive, which encourages better 


sharing of responsibilities between women 


and men.  


This will help bring more women into the 


labour market and help fight child poverty. I 


will ensure we back this up with sufficient 


investment from the European Social Fund+ 


to improve the quality and accessibility of 


early childhood education and care 


systems.  


In the last five years, the Youth Guarantee has 


helped 3.5 million young people a year to get 


in training, education or work.  


Building on this success, I will turn the Youth 


Guarantee into a permanent instrument to 


fight youth unemployment. It should have an 


increased budget and regular reporting to 


ensure it delivers what it promises in every 


Member State.  


I will create the European Child 
Guarantee to help ensure that every 
child in Europe at risk of poverty or 
social exclusion has access to the most 
basic of rights like healthcare and 
education. 


 


As a physician, I am passionate about health. 


40% of us will face cancer at some point in our 


lives and almost all of us will know the anxiety 


and grief of a friend or family member 


diagnosed with cancer.  


Survival rates are on the up, especially thanks 


to early detection and screening programmes. 


But there is a lot more we can do. I will put 


forward a European plan to fight cancer, to 


support Member States in improving cancer 


control and care. 
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A Union of equality 


A prosperous and social Europe depends on us 


all. We need equality for all and equality in 


all of its senses.  


This will be one of the major priorities of my 


Commission and of the implementation of the 


European Pillar of Social Rights.  


In business, politics and society as a whole, we 


can only reach our full potential if we use all of 


our talent and diversity. Diverse teams 


produce better results. Innovation happens 


when people from different backgrounds and 


perspectives blend together. With the 


demographic challenges ahead of us, we 


cannot afford to leave any potential behind.  


There must be the same opportunities for all 


who share the same aspirations. This is why 


we will propose new anti-discrimination 


legislation.  


The principle of equal pay for equal work is 


enshrined in the Treaty. This will be the 


founding principle of a new European 


Gender Strategy.  


Women earn on average 16% less than men, 


even though they achieve higher 


qualifications.  


In the first 100 days of my mandate, I will 


table measures to introduce binding pay-


transparency measures.  


Gender equality is a critical component of 


economic growth. The European Gender 


Strategy will systematically address the way 


laws impact the decisions women take 


throughout their lives: starting a job, running 


a business, getting paid, getting married, 


having children, managing assets and drawing 


a pension. We must give women and men 


equal legal rights across all of these life 


decisions.  


To break the glass ceiling, we need to set 


quotas for gender balance on company 


boards. As I did as a Minister in Germany, I 


will seek to build a majority to unblock the 


Directive on women on boards.  


On gender equality, the Commission will 


lead by example by forming a fully gender-


equal College of Commissioners. By the end 


of my mandate, I will ensure we have full 


equality at all levels of Commission 


management. I will accept nothing less.  


In business, politics and society as a 
whole, we can only reach our full 
potential if we use all of our talent and 
diversity. There must be the same 
opportunities for all who share the same 
aspirations. 


 


Gender-based violence remains a terrifying 


reality for too many people in our Union. The 


European Union should do all it can to 


prevent domestic violence, protect victims 


and punish offenders.  


EU accession to the Istanbul Convention on 


fighting domestic violence remains a key 


priority for the Commission.  


If the accession remains blocked in the 


Council, I will consider tabling proposals on 


minimum standards regarding the definition 


of certain types of violence, and strengthening 


the Victims’ Rights Directive. I will propose to 


add violence against women to the list of 


EU crimes defined in the Treaty.  


Equality goes beyond gender equality. 


Women and men, old and young, East and 


West, North and South, our various 


national and cultural identities are the 


patchwork of our identity.  
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We may have different beliefs, we may belong 


to different minority groups but we have to 


make sure we listen to each other, learn from 


each other and embrace this diversity. 


Too many European citizens feel like they 


have different opportunities in certain parts of 


Europe than they do in others. We need use all 


the tools at our disposal to put this right.  


Fair taxation 


One of the key foundations of our social 


market economy is that everybody pays 


their fair share. There can be no exceptions. 


A race to the bottom on taxation undermines 


the ability of countries to set tax policies that 


meet the needs of their economies and people.  


Where profits are generated, taxes and levies 


must also contribute to our social security 


systems, our education systems and our 


infrastructure.  


The EU and international corporate tax 


systems are in urgent need of reform. They 


are not fit for the realities of the modern 


global economy and do not capture the new 


business models in the digital world.  


I will stand for tax fairness – whether for 


bricks-and-mortar or digital businesses.  


I will ensure that taxation of big tech 


companies is a priority. I will work hard to 


ensure the proposals currently on the table 


are turned into law. Discussions to find an 


international solution are ongoing, notably at 


the Organization for Economic Cooperation 


and Development. However, if by the end of 


2020 there is still no global solution for a 


fair digital tax, the EU should act alone. 


European companies ask for simple tax 


systems and simple rules, especially when 


working across borders. In the first half of my 


mandate, I will put forward proposals to 


improve the business taxation environment in 


the single market.  


A common consolidated corporate tax base 


would provide businesses with a single 


rulebook to compute their corporate tax base 


in the European Union. This is a longstanding 


project of the European Parliament and I will 


fight to make it a reality. 


Differences in tax rules can be an obstacle to 


the deeper integration of the single market. It 


can hamper growth, particularly in the euro 


area where the economic ties are stronger. We 


need to be able to act. 


I will make use of the clauses in the Treaties 


that allow proposals on taxation to be adopted 


by co-decision and decided by qualified 


majority voting in the Council. This will make 


us more efficient and better able to act fast 


when needed.   


In the same spirit, I will step up the fight 


against tax fraud and make our action against 


harmful tax regimes in third countries 


stronger. 
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3. A Europe fit for the digital age 


I want Europe to strive for more by 


grasping the opportunities from the digital 


age within safe and ethical boundaries. 


Digital technologies, especially Artificial 


Intelligence (AI), are transforming the world 


at an unprecedented speed. They have 


changed how we communicate, live and work. 


They have changed our societies and our 


economies.  


The Internet of Things is connecting the world 


in new ways. After knowledge and people, it is 


now physical devices and sensors that are 


linking up with each other. Huge and 


increasing amounts of data are being collected 


Europe already sets standards in telecoms. It 


is time to replicate this success and develop 


joint standards for our 5G networks.  


It may be too late to replicate hyperscalers, 


but it is not too late to achieve technological 


sovereignty in some critical technology areas. 


To lead the way on next-generation 


hyperscalers, we will invest in blockchain, 


high-performance computing, quantum 


computing, algorithms and tools to allow data 


sharing and data usage. We will jointly 


define standards for this new generation of 


technologies that will become the global 


norm. 


As we increase investment in disruptive 


research and breakthrough innovation, we 


must accept that failure will be part of our 


path.  


Data and AI are the ingredients for innovation 


that can help us to find solutions to societal 


challenges, from health to farming, from 


security to manufacturing.  


In order to release that potential we have to 


find our European way, balancing the flow and 


wide use of data while preserving high 


privacy, security, safety and ethical standards. 


We already achieved this with the General 


Data Protection Regulation, and many 


countries have followed our path.  


In my first 100 days in office, I will put 


forward legislation for a coordinated 


European approach on the human and 


ethical implications of Artificial 


Intelligence. This should also look at how we 


can use big data for innovations that create 


wealth for our societies and our businesses.  


I will make sure that we prioritise investments 


in Artificial Intelligence, both through the 


Multiannual Financial Framework and 


through the increased use of public-private 


partnerships. 


A new Digital Services Act will upgrade our 


liability and safety rules for digital platforms, 


services and products, and complete our 


Digital Single Market.  


Digitalisation and cyber are two sides of the 


same coin. This starts with a different 


mindset: We need to move from “need to 


know” to “need to share”.  


We should do this through a joint Cyber Unit 


to speed up information sharing and better 


protect ourselves.  


The public sector has an important role in 


stimulating digital transformation. I want the 


European Commission to lead by example.  


I will drive the full digitalisation of the 


Commission, putting in place new digital 


methods and digital diplomacy tools.  
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I believe this will make the institution more 


agile and flexible, as well as more transparent 


in the way it works. This will also help instil a 


new and more inclusive leadership and work 


culture, with fewer hierarchies and more 


cooperation. This will help us change our 


mindset and embrace the future.  


I believe Europe can successfully manage the 


transformation into the digital age, if we build 


on our strengths and values. 


Empowering people through 


education and skills  


The best investment in our future is the 


investment in our people. Skills and education 


drive Europe’s competitiveness and 


innovation. But Europe is not yet fully ready. I 


will ensure that we use all the tools and funds 


at our disposal to redress this balance.  


I am fully committed to making the European 


Education Area a reality by 2025. We need 


to bring down barriers to learning and 


improve access to quality education. We need 


to enable learners to move more easily 


between education systems in different 


countries. And we need to change the culture 


of education towards lifelong learning that 


enriches us all.  


My priority will be to get Europe up to speed 


on digital skills for both young people and 


adults by updating the Digital Education 


Action Plan. We need to rethink education by 


using the potential the internet provides to 


make learning material available to all, for 


example by the increased use of massive open 


online courses. Digital literacy has to be a 


foundation for everyone. 


I also support the European Parliament’s idea 


to triple the Erasmus+ budget as part of the 


next long-term budget. 


4. Protecting our European way of life 


I want Europe to strive for more when it 


comes to protecting our citizens and our 


values. 


Upholding the rule of law 


A Europe that protects must also stand up 


for justice and for values. Nowhere is this 


more important than when it comes to the 


respect of the rule of law.  


Our European Union is a Community of Law. 


This community is the foundation of 


everything we have achieved and everything 


we still have to do. This is Europe’s hallmark. 


And it is central to my vision for a Union of 


equality, tolerance and social fairness.  


There can be no compromise when it 


comes to defending our core values.  


Threats to the rule of law challenge the legal, 


political and economic basis of how our Union 


works.  


Ensuring the respect of the rule of law is a 


primary responsibility of each Member State. 


However, as the Court of Justice has recently 


confirmed, we have a common interest in 


resolving problems. Strengthening the rule of 


law is a shared responsibility for all EU 


institutions and all Member States. 


I will ensure that we use our full toolbox at 


European level. And I support an additional 


comprehensive European Rule of Law 


Mechanism, with an EU-wide scope and 
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objective annual reporting by the European 


Commission. The monitoring approach will be 


the same in every Member State.  


There can be no compromise when it 
comes to defending our core values. 
Threats to the rule of law challenge the 
legal, political and economic basis of 
how our Union works. 


 


The Commission’s monitoring will be done in 


close dialogue with national authorities on the 


basis of law, notably the recent case law set 


down by our independent Court of Justice. I 


will also ensure a greater role for the 


European Parliament in this rule-of-law 


mechanism.  


The new way forward brings transparency, 


allows early detection and offers targeted 


support to resolve any issues at an early stage.  


Our objective is to find a solution that protects 


the rule of law, with cooperation and mutual 


support, but without ruling out an effective, 


proportionate and dissuasive response as a 


last resort.  


I intend to focus on tighter enforcement, using 


recent judgements of the Court of Justice 


showing the impact of rule-of-law breaches on 


EU law as a basis. I stand by the proposal to 


make the rule of law an integral part of the 


next Multiannual Financial Framework.  


This is about strengthening trust and 


confidence between us, which is as good for 


our internal market as it is for our internal 


unity.  


The Commission will always be an 


independent guardian of the Treaties. Lady 


Justice is blind – she will defend the rule of law 


wherever and by whomever it is attacked. 


Strong borders and a fresh start on 


migration 


I will propose a New Pact on Migration and 


Asylum, including the relaunch of the 


Dublin reform of asylum rules.  


I am aware of how difficult and divisive 


discussions on this issue are. We need to allay 


the legitimate concerns of many and look at 


how we can overcome our differences. We 


need to look at it in a comprehensive way. 


We need strong external borders. A 


centrepiece in this ambition is a reinforced 


European Border and Coast Guard Agency. 


Agreeing the next Multiannual Financial 


Framework on time will allow us to reach a 


standing corps of 10,000 Frontex border 


guards earlier than the current target of 2027. 


I want to see these guards with the ability to 


act at the EU's external borders in place by 


2024.  


We have to modernise our asylum system. A 


Common European Asylum System must be 


exactly that – common. We can only have 


stable external borders if we give enough help 


to Member States facing the most pressure 


because of their place on the map. We all need 


to help each other and contribute.  


These two steps forward will allow us to 


return to a fully functioning Schengen Area 


of free movement, a key driver of our 


prosperity, security and freedoms. But we 


need to improve the way it works and pave 


the way for a potential further enlargement of 


the area. 


We need a new way of burden sharing. We 


need a fresh start.  


Our responsibility starts in the home 


countries of those who come to Europe. 


People do not choose lightly to leave their 
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homes and take a perilous journey. They do so 


because they feel they have no alternative. 


We need to put the clear focus of our 


development cooperation on improving the 


perspectives of young women and men in 


their countries of origin. We need to invest 


in their health, in their education and skills, in 


infrastructure, sustainable growth and 


security.  


We need to allay the legitimate concerns 
of many and look at how we can 
overcome our differences. We need a 
new way of burden sharing, we need a 
fresh start. 


 


The reality for those who do leave is a brutal 


one. They put their destiny in the hands of 


unscrupulous traffickers who leave the most 


vulnerable behind. Criminals should never 


decide the fate of any human being or 


dictate who comes into our Union. We must 


disrupt and dismantle their business models 


with every tool at our disposal.  


A stronger cooperation enablement with third 


countries is essential, whether they be origin 


or transit countries. Europe has a 


responsibility to help the countries hosting 


refugees to offer them decent and 


humanitarian conditions. To this end, I 


support the establishment of humanitarian 


corridors. 


We need diplomacy, economic development, 


stability and security. This would help stop 


smugglers and bring a stronger commitment 


to resettlement, as well as pathways for legal 


migration to help us bring in the people with 


the skills and talents we need.  


Europe will always honour our values and 


extend a helping hand to refugees fleeing 


persecution or conflict – it is our moral duty. 


The same applies to saving lives at sea. For 


that, we need a more sustainable approach 


to search and rescue. We need to move from 


case-by-case solutions to a more permanent 


answer.  


This comprehensive approach should also be 


accompanied by a clear understanding of how 


to deal with those who are not eligible for 


protection and need to be returned. Updating 


our rules on return needs to be part of the 


solution. Everything is linked. 


Internal security 


Every person in our Union has the right to feel 


safe in their own streets and their own home. 


We can leave no stone unturned when it 


comes to protecting our citizens. We must 


improve cross-border cooperation to tackle 


gaps in the fight against serious crime and 


terrorism in Europe.  


We should use all the tools at our disposal to 


do this. The European Public Prosecutor’s 


Office should have more muscle and 


authority and be able to investigate and 


prosecute cross-border terrorism. 


The complexity and sophistication of our 


financial system has opened the door to new 


risks of money laundering and terrorist 


financing. We need better supervision and a 


comprehensive policy to prevent loopholes.  


It is time to take the Customs Union to the 


next level, equipping it with a stronger 


framework that will allow us to better protect 


our citizens and our single market. I will 


propose a bold package for an integrated 


European approach to reinforce customs risk 


management and support effective controls by 


the Member States. 
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5. A stronger Europe in the world


I want Europe to strive for more by 


strengthening our unique brand of 


responsible global leadership.  


Multilateralism is in Europe’s DNA. It is our 


guiding principle in the world. My Commission 


will keep on championing this approach and 


ensure that we uphold and update the rules-


based global order. 


We are on the right path and have achieved a 


lot over recent years, but major challenges 


remain.  


We must be ambitious, strategic and assertive 


in the way that we act in the world. We must 


build on our strengths, confront and address 


our vulnerabilities, and enhance our 


legitimacy. 


Free and fair trade 


I believe we can strengthen Europe’s role as a 


global leader and standard setter through a 


strong, open and fair trade agenda.  


We believe in trade because it works – it 


accounts for over a third of the EU’s GDP and 


supports over 36 million jobs. We are the 


largest exporter of manufactured goods and 


services and the largest export market for 80 


countries. This shows how far and wide our 


reach goes and how attractive a place Europe 


is for business.  


We will seek to swiftly conclude ongoing 


negotiations with Australia and New Zealand, 


and pursue new partnerships if the conditions 


are right. We will work to strengthen a 


balanced and mutually beneficial trading 


partnership with the United States.  


Recognising the concerns of many, I will 


ensure the highest level of transparency, 


communication and cooperation with the 


European Parliament and civil society 


throughout the process.  


In addition, my Commission will always 


propose that provisional application of trade 


agreements take place only once the European 


Parliament has given its consent. 


Trade is not an end in itself. It is a means to 


deliver prosperity at home and to export our 


values across the world. I will ensure that 


every new agreement concluded will have a 


dedicated sustainable-development chapter 


and the highest standards of climate, 


environmental and labour protection, with 


a zero-tolerance policy on child labour.  


Trade is not an end in itself. It is a means 
to deliver prosperity at home and to 
export our values across the world. I will 
ensure that every new agreement 
concluded will have a dedicated 
sustainable development chapter. 


 


With the increased wealth that trade 


generates comes increased responsibility. I 


will appoint a Chief Trade Enforcement 


Officer to improve the compliance and 


enforcement of our trade agreements, and 


regularly report back to the European 


Parliament.  


Similarly, Europe will always fight for a level 


playing field and be strong against those who 


compete by dumping, deregulating or 


subsidising.  


We will always look for multilateral solutions 


and I intend to lead the efforts on updating 


and reforming the World Trade 


Organization.  







Political Guidelines | Ursula von der Leyen, Candidate for the European Commission President 


18 


We must make full use of our trade defence 


instruments where necessary. And we must 


ensure that we can enforce our rights, 


including through the use of sanctions, if 


others block the resolution of a trade conflict. 


A more active role 


European leadership also means working 


hand in hand with our neighbours and our 


partners. In deepening our relationships, we 


will always be guided by our values and our 


respect for international law. 


The European Union is the world’s biggest 


donor of development assistance. In doing so 


we seek to create a partnership of equals, 


without compromising freedom and dignity. 


I would like Europe to have a comprehensive 


strategy on Africa, our close neighbour and 


our most natural partner.  


It is a continent full of opportunity and 


potential for cooperation and for business. It 


will become home to the youngest, fastest-


growing middle class in the world, with 


private consumption expected to reach €2 


trillion a year by 2025. We must make the 


most of the political, economic and investment 


opportunities that these changes will bring.  


I want to reaffirm the European perspective 


of the Western Balkans and I see an 


important role in the continued reform 


process across the region. We share the same 


continent, the same history, the same culture 


and the same challenges. We will build the 


same future together.  


I fully support and stand behind the European 


Commission’s proposal to open negotiations 


with North Macedonia and Albania. The 


accession process offers a unique opportunity 


to promote and share our core values and 


interests. 


I am ready to pave the way for an ambitious 


and strategic partnership with the United 


Kingdom, which will remain our ally, our 


partner and our friend. I deeply regret the 


decision of the British people to leave our 


Union but I fully respect it.  


Brexit creates uncertainty for citizens’ rights, 


for economic and territorial actors, and for 


stability and peace on the island of Ireland. 


The Withdrawal Agreement negotiated 


with the United Kingdom is the best and 


only deal possible for an orderly 


withdrawal. Should more time be required, I 


will support a further extension if good 


reasons are provided. 


I want to reaffirm the European 
perspective of the Western Balkans. We 
share the same continent, the same 
history, the same culture and the same 
challenges. We will build the same 
future together. 


 


I believe Europe should have a stronger and 


more united voice in the world.  


To be a global leader, the EU needs to be able 


to act fast: I will push for qualified majority 


voting to become the rule in this area. I will 


work closely with the High 


Representative/Vice-President to ensure a 


coordinated approach to all of our external 


action, from development aid to our Common 


Foreign and Security Policy. 


To remain a strong global actor, I want the EU 


to spend 30% more than we do today on 


external-action investment in the next long-


term EU budget, increasing the total to €120 


billion.    
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Defending Europe 


Europe has always gained its power through 


peace, and its peace through power. NATO will 


always be the cornerstone of Europe’s 


collective defence. We will stay transatlantic 


and become more European.  


We need further bold steps in the next five 


years towards a genuine European Defence 


Union.  


As part of the next long-term EU budget, I 


intend to strengthen the European Defence 


Fund to support research and capability 


development. In doing so we will open up 


major new opportunities for our high-tech 


industries and other parts of our economy.  


Peace, security and development are all 


mutually dependent. We need an integrated 


and comprehensive approach to our 


security.  


This is why Europe should play a full and 


active role on a global level at the United 


Nations in our neighbourhood, in particular 


through closer partnership with Africa. 


Europe must support Africa in designing and 


implementing its own solutions to challenges 


such as instability, cross-border terrorism and 


organised crime. 


Security challenges are becoming diverse and 


unpredictable. Serious and acute hybrid 


threats have become a reality. The European 


Union needs to step up its response and 


resilience.  


 


6. A new push for European democracy 


I want Europe to strive for more in 


nurturing, protecting and strengthening 


our democracy.  


Our Union’s democratic system is unique, 


bringing together directly elected 


parliamentarians at local, regional, national 


and European levels with elected Heads of 


State or Government.  


The record-high turnout in the 2019 European 


elections shows the vibrancy of our 


democracy. We must respond to that call by 


giving Europeans a stronger role in decision-


making. We will go further than ever before to 


make this happen. 


A greater say for Europeans 


I want Europeans to build the future of our 


Union. They should play a leading and active 


part in setting our priorities and our level of 


ambition.  


I want citizens to have their say at a 


Conference on the Future of Europe, to start 


in 2020 and run for two years.  


The Conference should bring together citizens, 


including a significant role for young people, 


civil society and European institutions as 


equal partners. The Conference should be well 


prepared with a clear scope and clear 


objectives, agreed between the Parliament, the 


Council and the Commission.  


I am ready to follow up on what is agreed, 


including by legislative action if appropriate. I 


am also open to Treaty change. Should there 


be a Member of the European Parliament put 


forward to chair the Conference, I will fully 


support this idea. 
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Special relationship with the 


European Parliament 


I want to strengthen the partnership 


between the European Commission and the 


European Parliament.  


I believe we should give a stronger role to the 


voice of the people, the European Parliament, 


in initiating legislation. I support a right of 


initiative for the European Parliament. 


When Parliament, acting by a majority of its 


members, adopts resolutions requesting that 


the Commission submit legislative proposals1, 


I commit to responding with a legislative act, 


in full respect of the proportionality, 


subsidiarity and better law making principles.  


To make this process as effective as possible, I 


will ask my Commissioners to work hand-in-


hand with the European Parliament at every 


stage of designing and debating resolutions.  


To do this I will ensure my Commissioners 


brief the European Parliament at all stages 


of all international negotiations, following 


the mould set by the Brexit negotiations.  


I will also ensure more appearances in 


Committee meetings and Commissioner 


presence in trilogue discussions between the 


European Parliament and the Council. This 


will be a requirement that I will outline in the 


mission letters I send to Commissioners 


before the start of their mandate. 


I will also ensure a permanent dialogue 


between the Commission and the European 


Parliament as a matter of priority. I will be 


happy to revive the tradition of a Question 


Hour, a regular debate with the European 


Parliament.  


                                                           
1 Article 225 of the Treaty on the Functioning of the 
European Union (TFEU) 


The record-high turnout in the 2019 
European elections shows the vibrancy 
of our democracy. We must respond to 
that call by giving Europeans a stronger 
role in decision-making. We will go 
further than ever before to make this 
happen. 


I will work with the European Parliament for 


our shared goal of more democratic and 


efficient action at European level.  


The Union must use the full potential set out in 


the Treaties. We need to move towards full 


co-decision power for the European 


Parliament and away from unanimity for 


climate, energy, social and taxation 


policies.  


 


Improving the lead candidate system 


The experience of the 2019 European 


elections clearly shows the need to review the 


way we appoint and elect the leaders of our 


institutions. I am ready to lead that work, in 


close cooperation with the European 


Parliament and the Member States.  


To rebuild trust and confidence, I propose to 


broker the discussions between the European 


Parliament and the European Council.  


I firmly believe we must improve the lead 


candidate, or Spitzenkandidaten, system 


together. To make it more visible to the wider 


electorate, we should also address the issue of 


transnational lists in the European elections, 


as a complementary tool of European 


democracy.  


The Conference on the Future of Europe 


should come forward with its legislative or 


other proposals on this topic by summer 2020 


at the latest.  
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The Commission will follow up on these 


proposals where it has competence to act, and 


will support the European Parliament in 


amending the electoral law and in securing its 


agreement in Council.  


The new rules should be in place well in 


time for the European elections of 2024, for 


greater transparency and democratic 


legitimacy. 


More transparency and scrutiny  


If Europeans are to have faith in our Union, its 


institutions should be open and beyond 


reproach on ethics, transparency and 


integrity.  


I will support the creation of an independent 


ethics body common to all EU institutions. I 


will engage and work closely with the other 


institutions to make this happen.  


I also believe we need more transparency 


throughout the legislative process. I will 


work together with the European Parliament 


and the Council to make this happen. Citizens 


should know who we, as the institutions who 


serve them, meet and discuss with and what 


positions we defend in the legislative process. 


Protecting our democracy  


Our democratic systems and institutions have 


come increasingly under attack in recent years 


from those who wish to divide and destabilise 


our Union. We need to do more to protect 


ourselves from external interference.  


Digital platforms are actors of progress for 


people, societies and economies. To preserve 


this progress, we need to ensure that they are 


not used to destabilise our democracies. We 


should develop a joint approach and common 


standards to tackle issues such as 


disinformation and online hate messages. 


I will put forward a European Democracy 


Action Plan. It will address the threats of 


external intervention in our European 


elections. It will include legislative proposals 


to ensure greater transparency on paid 


political advertising and clearer rules on the 


financing of European political parties. 


 


This is my vision for a Europe that strives for more. I will fight for the ideas I present here 


and always try to seek as wide a consensus as I can for them.  


I will work as closely as possible with the European Parliament and the Council. The Political 


Guidelines I present today, along with the work done by the other institutions, will form the 


basis for the first ever Multiannual Programme which should be agreed by the three 


institutions later this year. 


I will bring this vision to life from before I take office. On day 1, I will present a gender equal 


college. Within 100 days, I will put forward a European Green Deal. By next year, Europeans will 


have their say at a Conference on the Future of Europe. By 2024, 10,000 European Border and 


Coast Guards should be helping to secure our external borders and every worker should have a 


fair minimum wage. And by 2050, Europe should be the first climate-neutral continent in the 


world. 


This is a Europe that strives for more. 
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BUNDESFINANZHOF Urteil vom 13.2.2019, I R 21/17


ECLI:DE:BFH:2019:U.130219.IR21.17.0


Keine zeitliche Verrechnungsreihenfolge in § 8b Abs. 8 Satz 2 KStG


Leitsätze


Wertaufholungen nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 3 EStG i.V.m. § 8 Abs. 1, § 8b Abs. 8 Satz 1 KStG, denen in früheren Jahren
sowohl steuerwirksame als auch steuerunwirksame Anteilsabschreibungen auf den niedrigeren Teilwert vorangegangen sind,
sind nach § 8b Abs. 8 Satz 2 KStG vorrangig mit dem Gesamtvolumen früherer steuerunwirksamer Teilwertabschreibungen
zu verrechnen.


Tenor


Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des Finanzgerichts Münster vom 23.01.2017 - 9 K 3180/14 K,F aufgehoben.
Die angefochtenen Bescheide werden dahingehend geändert, dass a) Zuschreibungen auf Anteile an dem Investmentfonds
PKM 1 im Jahr 2005 über die bereits in erster Instanz zuerkannten ... EUR hinaus um einen weiteren Betrag in Höhe von ...
EUR sowie b) Zuschreibungen auf Anteile an dem Investmentfonds PKM 2 im Jahr 2005 in Höhe von ... EUR nach § 8b Abs.
8 Satz 2 i.V.m. Abs. 3 Satz 1 des Körperschaftsteuergesetzes zu 95 % als steuerfrei behandelt werden.
Die Berechnung der Steuer wird dem Beklagten übertragen.
Im Übrigen wird die Klage abgewiesen.
Die Kosten des Klageverfahrens hat die Klägerin zu 28 % und der Beklagte zu 72 %, die Kosten des Revisionsverfahrens hat
die Klägerin zu 5 % und der Beklagte zu 95 % zu tragen.


Tatbestand


I.


1 Die Klägerin und Revisionsklägerin (Klägerin) ist eine Pensionskasse in der Rechtsform eines VVaG und war alleinige
Anteilseignerin mehrerer Spezialinvestmentfonds i.S. des § 15 des Investmentsteuergesetzes in der im Streitjahr
(2005) geltenden Fassung (InvStG), zu denen u.a. der PKM 1-Fonds (PKM 1) und der PKM 2-Fonds (PKM 2)
gehörten.


2 Die Klägerin erklärte in ihrer geänderten Körperschaftsteuererklärung für das Streitjahr inländische Gewinne i.S. des
§ 8b Abs. 2 des Körperschaftsteuergesetzes in der im Streitjahr geltenden Fassung (KStG) aus Wertaufholungen ihrer
Fondsanteile in Höhe von ... EUR, zog davon nicht abziehbare Ausgaben gemäß § 8b Abs. 3 Satz 1 KStG in Höhe
von 5 % (= ... EUR) ab und minderte den Steuerbilanzgewinn sonach um ... EUR. Dazu erläuterte sie, dass die
steuerlichen Abschreibungen auf die Fonds PKM 1 und PKM 2 für die Jahre 2002 und 2003 insgesamt ... EUR
betragen hätten und der Gesamtbetrag bei der Einkommensermittlung gemäß § 8b Abs. 3 KStG wieder
hinzugerechnet worden sei.


3 Der Beklagte und Revisionsbeklagte (das Finanzamt --FA--) veranlagte die Klägerin zunächst unter dem Vorbehalt der
Nachprüfung mit Bescheiden vom 8. September bzw. 10. Dezember 2008 erklärungsgemäß (Körperschaftsteuer
2005: 0 EUR; geänderter verbleibender Verlustabzug zur Körperschaftsteuer auf den 31. Dezember 2005: ... EUR).


4 Im Rahmen einer Konzernbetriebsprüfung wies der Prüfer darauf hin, dass die Abschreibungen der Jahre 2002 und
2003 entsprechend der damaligen Gesetzeslage bei der Ermittlung des Einkommens wieder hinzugerechnet worden
seien. Die Abschreibungen des Jahres 2004 in Höhe von ... EUR in der Steuerbilanz hätten aufgrund der
Gesetzesänderung (§ 8b Abs. 8 Satz 1 KStG) hingegen den Gewinn mindern dürfen. Der Prüfer vertrat aber die
Auffassung, dass nach dem Senatsurteil vom 19. August 2009 - I R 2/09 (BFHE 226, 235, BStBl II 2010, 760) die
Wertaufstockungen zunächst die letzten Teilwertabschreibungen rückgängig machen müssten. Dementsprechend
seien die Wertaufstockungen des Jahres 2005 zunächst mit den steuerwirksam gewordenen Teilwertabschreibungen
des Jahres 2004 zu verrechnen und damit Wertaufstockungen in Höhe von ... EUR ihrerseits ebenfalls steuerwirksam
(gewinnerhöhend) zu erfassen.


5 Das FA folgte dem und erließ gemäß § 164 Abs. 2 der Abgabenordnung am 28. November 2012 einen geänderten
Körperschaftsteuerbescheid für das Streitjahr sowie einen geänderten Bescheid über die gesonderte Feststellung des
verbleibenden Verlustvortrags zur Körperschaftsteuer auf den 31. Dezember des Streitjahres.
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6 Nach erfolglosem Einspruch erhob die Klägerin dagegen Klage vor dem Finanzgericht (FG) Münster. Die Beteiligten
erzielten im Verlaufe des Klageverfahrens zunächst Einigkeit über die sich in den Jahren 2002 bis 2005 ergebenden
Teilwertabschreibungen/ Wertaufholungen.


7 Das FG gab der Klage mit Urteil vom 23. Januar 2017 - 9 K 3180/14 K,F (Entscheidungen der Finanzgerichte --EFG--
2017, 756) nur teilweise statt. Die angefochtenen Bescheide seien lediglich rechtswidrig, soweit das FA nicht
zwischen den Fonds PKM 1 und PKM 2 differenziert und deshalb einen Teil der auf PKM 1 entfallenden
Wertaufholung (... EUR) nicht gemäß § 8b Abs. 8 Satz 2 i.V.m. Abs. 2, 3 KStG zu 95 % steuerfrei belassen habe.


8 Dagegen richtet sich die Revision der Klägerin, die sie auf die Verletzung materiellen Rechts stützt.


9 Die Klägerin beantragt, das Urteil des FG Münster vom 23. Januar 2017 - 9 K 3180/14 K,F aufzuheben und


1. den Körperschaftsteuerbescheid 2005 vom 28. November 2012 in Gestalt der Teil-Einspruchsentscheidung vom
2. September 2014 dahingehend zu ändern, dass


a) Zuschreibungen auf Anteile an dem Investmentfonds PKM 1 im Jahr 2005 über die bereits in erster Instanz
zuerkannten ... EUR hinaus um einen weiteren Betrag in Höhe von ... EUR sowie


b) Zuschreibungen auf Anteile an dem Investmentfonds PKM 2 im Jahr 2005 in Höhe von ... EUR als steuerfrei
behandelt und sämtliche genannten Beträge uneingeschränkt nicht einkommenserhöhend berücksichtigt werden
sowie


2. den Bescheid über die gesonderte Feststellung des auf den 31. Dezember 2005 festzustellenden verbleibenden
Verlustvortrags zur Körperschaftsteuer vom 28. November 2012 in Gestalt der Teil-Einspruchsentscheidung vom
2. September 2014 entsprechend zu ändern.


10 Das FA beantragt, die Revision zurückzuweisen.


Entscheidungsgründe


II.


11 Die Revision ist begründet, sie führt zur Aufhebung des angefochtenen Urteils und zur Änderung der angefochtenen
Bescheide nach Maßgabe der nachfolgenden Entscheidungsgründe (§ 126 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 der
Finanzgerichtsordnung --FGO--). Das FG ist zu Unrecht davon ausgegangen, dass § 8b Abs. 8 Satz 2 KStG (i.V.m.
§ 8 InvStG) dahingehend auszulegen sei, dass Teilwertaufholungen betreffend Anteile an Kapitalgesellschaften
zunächst mit der zeitlich zuletzt vorgenommenen Teilwertabschreibung zu verrechnen seien; vielmehr sind die
Zuschreibungen vorrangig mit dem Gesamtvolumen früherer steuerunwirksamer Teilwertabschreibungen zu
verrechnen und damit die Wertaufholungen im Streitjahr nach § 8b Abs. 8 Satz 2 KStG steuerfrei zu lassen. Entgegen
der Auffassung der Klägerin sind allerdings nach § 8b Abs. 3 Satz 1 KStG 5 % der betroffenen Beträge als nicht
abziehbare Betriebsausgabe anzusehen.


12 1. Nach § 8b Abs. 8 Satz 1 KStG ist § 8b Abs. 1 bis 7 KStG nicht anzuwenden auf Anteile, die bei Lebens- und
Krankenversicherungsunternehmen den Kapitalanlagen zuzurechnen sind. Dies gilt nach § 8b Abs. 8 Satz 2 KStG
allerdings nicht für Gewinne i.S. des Abs. 2, soweit eine Teilwertabschreibung in früheren Jahren nach Abs. 3 bei der
Ermittlung des Einkommens unberücksichtigt geblieben ist und diese Minderung nicht durch den Ansatz eines
höheren Wertes ausgeglichen worden ist. Für die Ermittlung des Einkommens sind nach § 8b Abs. 8 Satz 4 KStG die
Anteile mit den nach handelsrechtlichen Vorschriften ausgewiesenen Werten anzusetzen, die bei der Ermittlung der
nach § 21 KStG abziehbaren Beträge zu Grunde gelegt wurden. Entsprechendes gilt nach § 8b Abs. 8 Satz 5 KStG
für Pensionsfonds.


13 2. § 8b Abs. 8 KStG ist im Streitjahr anzuwenden. Die Norm gilt ausweislich § 34 Abs. 7 Satz 8 Nr. 1 KStG erstmals
für den Veranlagungszeitraum 2004, bei vom Kalenderjahr abweichenden Wirtschaftsjahren erstmals für den
Veranlagungszeitraum 2005. Das in § 34 Abs. 7 Satz 8 Nr. 2 KStG eingeräumte sog. Blockwahlrecht hat die Klägerin
nicht ausgeübt.


14 3. Nach § 8b Abs. 8 Satz 2 KStG kommt es insoweit allein darauf an, ob eine Teilwertabschreibung in früheren Jahren
"nach Absatz 3 bei der Ermittlung des Einkommens unberücksichtigt geblieben" ist. Diese Formulierung ist mit dem
FG dahingehend zu verstehen, dass es unerheblich ist, ob § 8b Abs. 3 Satz 3 KStG zu Recht angewendet worden ist
(so bereits Urteil des FG Münster vom 17. März 2009 - 9 K 1105/08 K,G, EFG 2009, 1051; vgl. auch Urteil des FG
Düsseldorf vom 27. November 2007 - 6 K 3380/00 K,F, EFG 2008, 980).


15 4. Das FG ist indessen zu Unrecht davon ausgegangen, dass steuerpflichtige Wertaufholungen nach § 6 Abs. 1 Nr. 2
Satz 3 des Einkommensteuergesetzes in der im Streitjahr geltenden Fassung (EStG) i.V.m. § 8 Abs. 1, § 8b Abs. 8
Satz 1 KStG, denen in früheren Jahren sowohl steuerwirksame als auch steuerunwirksame Anteilsabschreibungen
auf den niedrigeren Teilwert vorangegangen sind, nach § 8b Abs. 8 Satz 2 KStG zunächst mit der letzten
Teilwertabschreibung und danach erst mit den jeweils vorhergehenden Teilwertabschreibungen zu verrechnen seien.
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Vielmehr ist eine (vorrangige) Verrechnung mit dem Gesamtvolumen früherer steuerunwirksamer
Teilwertabschreibungen geboten.


16 a) Dies ergibt sich aus dem Wortlaut des § 8b Abs. 8 Satz 2 KStG. Danach gilt der Satz 1 der Vorschrift, welcher die
Anwendung des § 8b Abs. 1 bis 7 KStG auf Anteile sperrt, die bei Lebens- und Krankenversicherungsunternehmen
den Kapitalanlagen zuzurechnen sind, nicht --und kommt es folglich zur Anwendung des § 8b Abs. 1 bis 7 KStG-- für
Gewinne i.S. des Abs. 2 der Vorschrift, soweit eine Teilwertabschreibung in früheren Jahren nach Abs. 3 bei der
Ermittlung des Einkommens unberücksichtigt geblieben und diese Minderung nicht durch den Ansatz eines höheren
Wertes ausgeglichen worden ist. Das Gesetz verlangt mit dieser Formulierung lediglich, dass eine
Teilwertabschreibung in früheren Jahren --d.h. in irgendeinem der früheren Jahre-- nach Abs. 3 unberücksichtigt
geblieben und diese Minderung nicht durch den Ansatz eines höheren Wertes ausgeglichen worden ist. Mit dem Wort
"soweit" beschreibt es dabei keinen zeitlichen, sondern einen quantitativ-sachlichen Zusammenhang.


17 b) Für diese Auslegung sprechen auch die Gesetzesgeschichte und das Normtelos.


18 aa) Hintergrund der durch das Gesetz vom 22. Dezember 2003 zur Umsetzung der Protokollerklärung der
Bundesregierung zur Vermittlungsempfehlung zum Steuervergünstigungsabbaugesetz --sog. Korb II-Gesetz-- (BGBl I
2003, 2840, BStBl I 2004, 14) in das Gesetz gelangten Regelung des § 8b Abs. 8 KStG war die Börsenkrise Ende
2002, die wegen § 8b Abs. 3 KStG dazu führte, dass sich die aufgrund der stark rückläufigen Kurse notwendig
gewordenen Teilwertabschreibungen auf die umfänglichen Beteiligungen der Lebens- und
Krankenversicherungsunternehmen sowie Pensionsfonds steuerlich nicht auswirken konnten (vgl. Watermeyer in
Herrmann/Heuer/ Raupach, § 8b KStG Rz 235; Herlinghaus in Rödder/Herlinghaus/Neumann, KStG, § 8b Rz 553,
alle m.w.N.). Ausweislich der Gesetzesmaterialien (BTDrucks 15/1684, S. 9) blieben im damaligen
Halbeinkünfteverfahren Dividendenerträge und Gewinne aus der Veräußerung von Aktien bei der Ermittlung des
steuerlichen Gewinns unberücksichtigt (§ 8b Abs. 1 und 2 KStG). Diese steuerlich außer Ansatz bleibenden Einkünfte
erhöhten im Ergebnis den handelsrechtlichen Jahresüberschuss und damit den Umfang der möglichen Zuführungen
zu den Rückstellungen für Beitragsrückerstattungen nach § 21 Abs. 1 Nr. 1 KStG (RfB) der Lebensversicherungen,
der Krankenversicherungen sowie der Pensionsfonds. Die RfB minderten ihrerseits den steuerlichen Gewinn. Die
doppelte steuerliche Begünstigung führte regelmäßig zu steuerlichen Verlusten. Im Falle erheblicher
Teilwertabschreibungen auf Beteiligungen und Aktienbesitz ergaben sich gegenläufige steuerliche Wirkungen.


19 bb) Die Neuregelung in § 8b Abs. 8 KStG diente nach den Vorstellungen des Gesetzgebers (BTDrucks 15/1684, S. 9)
der Vermeidung bzw. Abmilderung dieser Effekte und sollte gleichzeitig bewirken, dass sich die Lebens- und
Krankenversicherungsunternehmen sowie die Pensionsfonds auch in Zukunft am Steueraufkommen beteiligen. Mit
der Vorschrift sollten Beteiligungserträge und Veräußerungsgewinne aus Beteiligungen vollständig in die Steuerpflicht
einbezogen werden, Beteiligungsverluste (insbesondere Teilwertabschreibungen und Veräußerungsverluste) sollten
dann aber steuerlich abziehbar sein.


20 cc) Soweit eine Teilwertabschreibung auf Anteile vorzunehmen war, welche nach § 8b Abs. 3 Satz 3 KStG
außerbilanziell korrigiert und nicht bereits in Folge von steuerpflichtigen Wertzuschreibungen gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 2
Satz 3 EStG wieder ausgeglichen wurde, regelt § 8b Abs. 8 Satz 2 KStG, dass ein auf diese Anteile entfallender
Gewinn i.S. des § 8b Abs. 2 KStG weiterhin steuerfrei bleibt. Dadurch soll nicht nur eine korrespondierende
Steuerbefreiung gewährleistet werden, soweit --i.S. eines quantitativen Zusammenhangs-- frühere
Teilwertabschreibungen gemäß § 8b Abs. 3 Satz 3 KStG nicht wirksam waren (vgl. Schnitger in
Schnitger/Fehrenbacher, KStG, 2. Aufl., § 8b Rz 751). Folge dieses Verständnisses ist darüber hinaus, dass die
Rechtsfolgen vor dem Systemwechsel des § 8b Abs. 8 KStG möglichst zeitnah im Wege einer korrespondierenden
Korrektur bereinigt werden. Auch diesem Verständnis der Übergangsbestimmung des § 8b Abs. 8 Satz 2 KStG
widerspräche es, die Wertaufholungen zunächst mit Teilwertabschreibungen innerhalb des neuen Systems des § 8b
Abs. 8 KStG zu verrechnen, d.h. die Verrechnung an einer zeitlichen Reihenfolge zu orientieren und dabei die zuletzt
eingetretene Wertminderung als zuerst ausgeglichen anzusehen (offen gelassen bei Pung in Dötsch/Pung
/Möhlenbrock, Die Körperschaftsteuer, § 8b KStG Rz 462).


21 c) Der Senat braucht im Rahmen des anhängigen Verfahrens nicht dazu Stellung zu nehmen, ob sich aus den
vorstehenden Erwägungen Auswirkungen auf § 8b Abs. 2 Satz 4 KStG sowie das hierzu ergangene Senatsurteil in
BFHE 226, 235, BStBl II 2010, 760 ergeben.


22 5. Die vorstehenden Ausführungen gelten nach § 8 InvStG in der ab dem Veranlagungszeitraum 2004 geltenden
Fassung auch für Anleger, die --wie die Klägerin-- Anteile an Investmentfonds (hier zum 31. Dezember 2005 am
PKM 1 und PKM 2) hielten. Es steht nach den Ausführungen unter II.3. außer Zweifel, dass es insoweit nicht darauf
ankommt, ob die von der Klägerin in den Jahren 2002 und 2003 vorgenommenen Teilwertabschreibungen auf die
ursprünglich vor den Verschmelzungen bestehenden fünf Spezialfonds zu Unrecht als steuerunwirksam behandelt
worden sind, denn insoweit reicht die vom FG getroffene Feststellung, dass die Teilwertabschreibungen im Hinblick
auf § 8b Abs. 3 KStG nicht steuerwirksam geworden sind. Das FG ist insoweit zutreffend davon ausgegangen, dass
auch für Zwecke des § 8 InvStG i.V.m. § 8b Abs. 8 Satz 2 KStG ausschließlich auf die tatsächliche Anwendung des
§ 8b Abs. 3 KStG bei der Besteuerung abzustellen ist.
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23 6. Da nach § 8b Abs. 8 Satz 2 KStG i.V.m. § 8 InvStG eine (vorrangige) Verrechnung mit dem Gesamtvolumen der
steuerunwirksamen Teilwertabschreibungen zu erfolgen hat und die Wertaufholungen im Streitjahr deshalb steuerfrei
zu belassen sind, kann dahinstehen, ob es das FA zu Recht unterlassen hat, zwischen den Fonds PKM 1 und PKM 2
zu differenzieren, und deshalb einen Teil der auf den PKM 1 entfallenden Wertaufholung nicht außerbilanziell
neutralisiert hat.


24 7. Die Revision hat indessen keinen Erfolg, soweit die Klägerin die Nichtanwendung des § 8b Abs. 3 Satz 1 KStG
begehrt. Soweit die Wertaufholungen nach § 8b Abs. 8 Satz 2, Abs. 2 Satz 3 KStG i.V.m. § 8 InvStG den steuerlichen
Gewinn nicht erhöhen, sind gemäß § 8b Abs. 3 Satz 1 KStG i.V.m. § 8 InvStG nicht abziehbare Betriebsausgaben in
Höhe von 5 % der genannten Beträge zu berücksichtigen.


25 a) Nach § 8b Abs. 3 Satz 1 KStG gelten u.a. von dem Gewinn i.S. des § 8b Abs. 2 Satz 3 KStG 5 % als Ausgaben, die
nicht als Betriebsausgaben abgezogen werden dürfen. Es ist zwar zutreffend, dass es aufgrund von
Wertschwankungen während der Investitionsdauer ggf. mehrfach zu Teilwertabschreibungen und nachfolgenden
Wertaufholungen und damit zu einer mehrfachen Anwendung des § 8b Abs. 3 Satz 1 KStG kommen kann. Der
Wortlaut der Norm ist insoweit allerdings eindeutig.


26 b) § 8b Abs. 3 Satz 1 KStG ist, auch soweit die Norm Gewinne aus Teilwertaufholungen umfasst, mit Art. 3 Abs. 1 des
Grundgesetzes vereinbar (Beschluss des Bundesverfassungsgerichts --BVerfG-- vom 12. Oktober 2010 -
1 BvL 12/07, BVerfGE 127, 224). Zwar hat das BVerfG offen gelassen, ob mögliche Kaskadeneffekte in mehrfach
gestaffelten Beteiligungsstrukturen "im Extremfall" eine abweichende verfassungsrechtliche Bewertung verlangen
könnten. Ein derartiger Extremfall, in welchem eine Mehrfachbelastung i.S. eines Kaskadeneffekts eintreten könnte,
ist im Streitfall indessen weder dargelegt noch ersichtlich. Soweit die Klägerin geltend macht, die Anwendung des
§ 8b Abs. 1 bis 6 KStG beruhe auf einem gesetzgeberischen Irrtum und dies werde noch dadurch verstärkt, dass der
Gesetzgeber die Wirkung des § 8b Abs. 3 KStG auch auf Investmentvermögen nach § 40a des Gesetzes über
Kapitalanlagegesellschaften angeordnet habe, dringt sie schon deshalb nicht durch, weil sie selbst vom sog.
Blockwahlrecht nach § 34 Abs. 7 Satz 8 Nr. 2 KStG, wonach die gesetzliche Neuregelung auf Antrag und unter
Inkaufnahme gewisser Einschränkungen bereits für die Veranlagungszeiträume 2001 bis 2003, bei vom Kalenderjahr
abweichenden Wirtschaftsjahren für die Veranlagungszeiträume 2002 bis 2004 hätten angewendet werden können,
keinen Gebrauch gemacht hat. Ebenso wenig hat sie Rechtsmittel gegen die einschlägigen Steuerbescheide
eingelegt (s. dazu Senatsurteil vom 25. Juni 2014 - I R 33/09, BFHE 246, 310, BStBl II 2016, 699).


27 8. Das FG ist zur Anwendung des § 8b Abs. 8 Satz 2 KStG i.V.m. § 8 InvStG von abweichenden Rechtsgrundsätzen
ausgegangen. Sein Urteil ist deshalb aufzuheben. Die Sache ist spruchreif. Die streitbefangenen Wertaufholungen
sind nach § 8b Abs. 8 Satz 2 KStG steuerfrei zu lassen, allerdings sind nach § 8b Abs. 3 Satz 1 KStG 5 % der
betroffenen Beträge als nicht abziehbare Betriebsausgabe anzusehen. Die Berechnung der festzusetzenden
Körperschaftsteuer 2005 und des festzustellenden verbleibenden Verlustvortrags zur Körperschaftsteuer auf den
31. Dezember 2005 wird dem FA übertragen (§ 121 Satz 1 i.V.m. § 100 Abs. 2 Satz 2 FGO). Gegenläufig zum Saldo
der Gewinnänderungen ist die Gewerbesteuerrückstellung entsprechend anzupassen.


28 9. Die Kostenentscheidung folgt aus § 136 Abs. 1 Satz 1 FGO.
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BUNDESFINANZHOF Urteil vom 19.8.2009, I R 2/09


Wertaufholungen sind vorrangig mit steuerlich unwirksamen Teilwertabschreibungen zu kompensieren - Zum
Verfahrensgegenstand nach § 68 Satz 1 i.V.m. § 121 Satz 1 FGO bei nachträglicher Änderung der
Körperschaftsteuerbescheide durch Finanzamt und zum Eintritt der Bindungswirkung des Urteils nach § 104 Abs. 2, § 155
FGO i.V.m. § 318 ZPO


Leitsätze


Sog. Wertaufholungen gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 3 EStG 2002, denen in früheren Jahren sowohl steuerwirksame als auch
steuerunwirksame Abschreibungen von Anteilen auf den niedrigeren Teilwert vorangegangen sind, sind nach Maßgabe von §
8b Abs. 2 Satz 2 KStG 2002 a.F./§ 8b Abs. 2 Satz 4 KStG 2002 n.F. zunächst mit den nicht steuerwirksamen und erst danach
--mit der Folge der Steuerpflicht daraus resultierender Gewinne-- mit den steuerwirksamen Teilwertabschreibungen zu
verrechnen.


Tatbestand


1 I. Die Klägerin und Revisionsbeklagte (Klägerin), eine GmbH, betrieb eine Druckerei. Zu ihrem Betriebsvermögen
gehörten --auch in den Streitjahren 2003 und 2004-- Aktien von Publikumsgesellschaften, die im Umlaufvermögen
bilanziert wurden. Gleichartige Wertpapiere wies die Klägerin je nach Anschaffungszeitpunkt gesondert aus; von der
Möglichkeit der Durchschnittsbewertung nach § 240 Abs. 4 des Handelsgesetzbuchs machte sie keinen Gebrauch.


2 In der Bilanz für das Wirtschaftsjahr 2001 waren die Aktien mit 621.071 EUR ausgewiesen. In Höhe von 386.624 EUR
hatte die Klägerin bis zu diesem Zeitpunkt --steuerwirksam-- Abschreibungen auf den niedrigeren Teilwert der Aktien
vorgenommen. Im Wirtschaftsjahr 2002 erwarb sie weitere Aktien für insgesamt 119.993 EUR und nahm
Teilwertabschreibungen auf die Wertpapiere in Höhe von 270.862 EUR vor, die nach der erstmals für diesen
Veranlagungszeitraum anwendbaren Regelung des § 8b Abs. 3 (i.V.m. § 34 Abs. 7 Satz 1 Nr. 2) des
Körperschaftsteuergesetzes 2002 i.d.F. bis zu dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Umsetzung der Protokollerklärung
der Bundesregierung zur Vermittlungsempfehlung zum Steuervergünstigungsabbaugesetz vom 22. Dezember 2003
(BGBl I 2003, 2840, BStBl I 2004, 14) --KStG 2002 a.F.-- (nunmehr § 8b Abs. 3 Satz 3 KStG 2002 i.d.F. des Gesetzes
zur Umsetzung der Protokollerklärung der Bundesregierung zur Vermittlungsempfehlung zum
Steuervergünstigungsabbaugesetz vom 22. Dezember 2003 --KStG 2002 n.F.--) bei der Ermittlung des Einkommens
nicht mehr ertragsmindernd berücksichtigt werden konnten.


3 Zum 31. Dezember 2003 nahm die Klägerin weitere steuerunwirksame Abschreibungen auf den niedrigeren Teilwert
der Aktien in Höhe von 27.296 EUR sowie Wertaufholungen in Höhe von insgesamt 130.778 EUR vor. In Höhe der
Zuschreibungen wurden durchweg steuerunwirksame Teilwertabschreibungen des Vorjahres rückgängig gemacht.
Lediglich bei einer Aktienposition (T-AG), bei der die Klägerin neben einer Teilwertabschreibung in 2002 bereits bis
einschließlich 2001 steuerwirksame Abschreibungen vorgenommen hatte, überstieg die Wertaufholung die
steuerunwirksame Teilwertabschreibung des Vorjahres um 100 EUR.


4 Zum 31. Dezember 2004 erfolgten steuerunwirksame Teilwertabschreibungen von 97.244 EUR sowie
Wertaufholungen in Höhe von 12.624 EUR, in denen eine weitere Zuschreibung auf die Aktienposition T-AG von
5.100 EUR enthalten war. Die sonstigen Wertaufholungen überstiegen die jeweiligen steuerunwirksamen
Teilwertabschreibungen der betroffenen Wertpapiere nicht. In 2004 ergab sich durch die Veräußerung von Aktien
ferner ein (steuerfreier) Veräußerungsgewinn von 35.643 EUR.


5 Der Beklagte und Revisionskläger (das Finanzamt --FA--) behandelte sämtliche Wertaufholungen des Streitjahres
2003 zunächst erklärungsgemäß als nach § 8b Abs. 2 Satz 1 KStG 2002 a.F./ n.F. steuerfrei. Der Saldo aus
Wertaufholungen von 130.778 EUR und Teilwertabschreibungen von 27.296 EUR wurde als steuerfreier Ertrag
außerbilanziell bei der Einkommensermittlung abgezogen. Später vertrat das FA dagegen die Auffassung, dass im
Rahmen der Wertaufholungen sämtliche steuerwirksamen Teilwertabschreibungen rückgängig zu machen und die
Zuschreibungen insoweit nach § 8b Abs. 2 Satz 2 KStG 2002 a.F./§ 8b Abs. 2 Satz 4 KStG 2002 n.F. gewinnwirksam
zu erfassen seien. Das FA ließ lediglich noch einen Betrag in Höhe von 17.474 EUR bei der Einkommensermittlung
zum Abzug zu. Dieser Betrag resultiert aus dem Saldo der steuerunwirksamen Teilwertabschreibungen in Höhe von
27.296 EUR und den weiterhin als steuerfrei behandelten Wertaufholungen in Höhe von 44.770 EUR.


6 Bei der Veranlagung für das Streitjahr 2004 behandelte das FA einen Betrag von 42.578 EUR als nach § 8b Abs. 2
Satz 1 KStG 2002 a.F./n.F. steuerfrei. Dieser Betrag setzt sich zusammen aus dem Veräußerungsgewinn in Höhe von
35.643 EUR sowie steuerfreien Wertaufholungen in Höhe von insgesamt 6.935 EUR. Wertaufholungen von 5.689
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EUR wurden nach § 8b Abs. 2 Satz 2 KStG 2002 a.F./§ 8b Abs. 2 Satz 4 KStG 2002 n.F. als steuerpflichtig behandelt.
Bei der Einkommensermittlung für dieses Jahr erhöhte das FA außerdem nach § 8b Abs. 3 Satz 1 KStG 2002 n.F. den
Gewinn in Höhe von 5 % des nach § 8b Abs. 2 KStG 2002 steuerfrei gestellten Betrags von 42.578 EUR.


7 Die Klage gegen die hiernach ergangenen Steuerbescheide war im Wesentlichen erfolgreich; lediglich bezogen auf
die 5 %ige Gewinnerhöhung nach § 8b Abs. 3 Satz 1 KStG 2002 n.F. blieb sie ohne Erfolg. Das Urteil des
Finanzgerichts (FG) Düsseldorf vom 2. Dezember 2008  6 K 2726/06 K ist in Entscheidungen der Finanzgerichte
(EFG) 2009, 436 veröffentlicht.


8 Seine Revision stützt das FA auf Verletzung materiellen Rechts. Es beantragt, das FG-Urteil aufzuheben und die
Klage abzuweisen.


9 Die Klägerin beantragt, die Revision zurückzuweisen.


10 Das FA hatte die angefochtenen Körperschaftsteuerbescheide durch Bescheide vom 6. Februar 2009 im Hinblick auf
die Ergebnisse einer bei der Klägerin durchgeführten Außenprüfung gemäß § 164 Abs. 2 der Abgabenordnung (AO)
geändert. Der Bescheid für 2004 wurde am 3. September 2009 überdies gemäß § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO
abermals geändert und im Hinblick auf den Vorlagebeschluss des FG Hamburg an das Bundesverfassungsgericht
(BVerfG) vom 7. November 2007  5 K 153/06 (EFG 2008, 236, Az. des BVerfG: 1 BvL 12/07) gemäß § 165 Abs. 1 AO
teilweise für vorläufig erklärt. Der Senat wurde über die Änderungsbescheide erstmals am 28. September 2009 durch
Schriftsätze der Klägerin und des FA in Kenntnis gesetzt.


Entscheidungsgründe


11 II. Die Revision ist unbegründet.


12 1. Im Rahmen der steuerlichen Gewinnermittlung sind u.a. Beteiligungen mit den Anschaffungs- oder
Herstellungskosten oder dem an deren Stelle tretenden Wert, vermindert um Abzüge nach § 6b des
Einkommensteuergesetzes (EStG) 2002 und ähnliche Abzüge, anzusetzen (§ 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 1 i.V.m. Abs. 1 Nr. 1
Satz 1 EStG 2002 [hier und im Folgenden i.V.m. § 8 Abs. 1 KStG 2002]). Ist der Teilwert aufgrund einer
voraussichtlich dauernden Wertminderung niedriger, so kann dieser angesetzt werden (§ 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 i.V.m.
Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 EStG 2002). Wirtschaftsgüter, die bereits am Schluss des vorangegangenen Wirtschaftsjahres
zum entsprechenden Betriebsvermögen des Steuerpflichtigen gehört haben, sind in den folgenden Wirtschaftsjahren
gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 1 i.V.m. Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 EStG 2002 anzusetzen, es sei denn, der Steuerpflichtige
weist nach, dass ein niedrigerer Teilwert nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 i.V.m. Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 EStG 2002 angesetzt
werden kann (§ 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 3 i.V.m. Nr. 1 Satz 4 EStG 2002). Ergeben sich hiernach aus dem Ansatz des in §
6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 3 i.V.m. Nr. 1 Satz 4 EStG 2002 bezeichneten Werts, also aus sog. Wertaufholungen nach
vorangegangenen Teilwertabschreibungen, Gewinne, so bleiben diese nach § 8b Abs. 2 Satz 1 KStG 2002 a.F./§ 8b
Abs. 2 Satz 3 KStG 2002 n.F. bei der Ermittlung des Einkommens außer Ansatz. Nach § 8b Abs. 2 Satz 2 KStG 2002
a.F./§ 8b Abs. 2 Satz 4 KStG 2002 n.F. gilt dies jedoch nicht, soweit der Anteil in früheren Jahren steuerwirksam auf
den niedrigeren Teilwert abgeschrieben und die Gewinnminderung nicht durch den Ansatz eines höheren Werts
ausgeglichen worden ist. Grund für diese Ausnahme ist § 8b Abs. 3 KStG 2002 a.F./§ 8b Abs. 3 Satz 2 KStG 2002
n.F., wonach Gewinnminderungen, die im Zusammenhang mit dem in § 8b Abs. 2 KStG 2002 a.F./n.F. genannten und
danach von der Körperschaftsteuer freigestellten Anteile an einer Körperschaft oder Personenvereinigung entstehen,
bei der Ermittlung des Einkommens nicht zu berücksichtigen sind. Dieser Abzugsausschluss wurde indes erst mit der
Systemumstellung vom körperschaftsteuerrechtlichen Anrechnungs- zum sog. Halbeinkünfteverfahren durch das
Gesetz zur Senkung der Steuersätze und zur Reform der Unternehmensbesteuerung (Steuersenkungsgesetz) vom
23. Oktober 2000 (BGBl I 2000, 1433, BStBl I 2000, 1428) geschaffen. Zuvor blieben die Gewinnminderungen --und
damit auch Abschreibungen auf einen niedrigeren Teilwert-- prinzipiell steuerwirksam.


13 2. Im Streitfall steht außer Frage, dass die Klägerin in der Vergangenheit --in der Zeit vor den Streitjahren und der
besagten Systemumstellung-- auf die von ihr gehaltenen Kapitalbeteiligungen Teilwertabschreibungen steuerwirksam
vorgenommen hat, welche nicht durch den Ansatz eines höheren Werts ausgeglichen worden sind. Es steht ebenso
außer Frage, dass die Klägerin in den Streitjahren aus Wertaufholungen Gewinne ausgewiesen hat, welchen teilweise
in den Vorjahren steuerwirksam gewordene Abschreibungen auf den niedrigeren Teilwert vorangegangen sind. Die
Beteiligten streiten allerdings darüber, in welcher Weise diese Gewinne aus den Wertaufholungen im Hinblick auf die
in § 8b Abs. 2 Satz 1 KStG 2002 a.F./§ 8b Abs. 2 Satz 3 KStG 2002 n.F. grundsätzlich angeordnete Steuerfreistellung
zu verrechnen sind. Die Finanzverwaltung (vgl. Oberfinanzdirektion --OFD-- Münster, Verfügung vom 23. Februar
2005, Der Betrieb --DB-- 2005, 470; OFD Koblenz, Verfügung vom 18. September 2006, Deutsches Steuerrecht
--DStR-- 2006, 2033; OFD Hannover, Verfügung vom 30. Mai 2006, Deutsche Steuer-Zeitung 2006, 494) und mit ihr
das FA gehen davon aus, die Wertaufholungen seien solange steuerpflichtig, bis die steuerwirksam vorgenommenen
Teilwertabschreibungen in vollem Umfang ausgeglichen seien. Im Ergebnis vertritt das FA also eine
Verrechnungsreihenfolge des "First in - First out": Die Wertaufstockungen sind zunächst mit den früheren (ersten)
Abschreibungen zu verrechnen, erst danach greift die Steuerfreistellung. Die Klägerin und ihr folgend das FG stehen
hingegen auf dem Standpunkt, es werde zunächst die letzte, d.h. die nicht steuerwirksame Teilwertabschreibung
rückgängig gemacht. Im Ergebnis entspricht dieses Vorgehen einem "Last in - First out" der Verrechnungsreihenfolge.
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14 3. Der Senat erachtet diese letztere Auffassung als zutreffend (ebenso die überwiegende Ansicht im Schrifttum, vgl.
z.B. Gröbl/Adrian in Erle/Sauter, KStG, 2. Aufl., § 8b Rz 126; Förster/Felchner, DB 2006, 1072, 1074;
Rödder/Schumacher, DStR 2003, 909; Roser/Haupt, DStR 2009, 1677; Zieren/Adrian, DB 2006, 299; Gosch, KStG, 2.
Aufl., § 8b Rz 241; Otto, Die Besteuerung von gewinnausschüttenden Körperschaften und Anteilseignern nach dem
Halbeinkünfteverfahren, 2007, S. 373 f. Fn. 1113; s. auch Eilers/Wienands in Flick/Wassermeyer/ Baumhoff,
Außensteuerrecht, § 8b KStG Rz 180; van Lishaut in Rödder/Herlinghaus/van Lishaut, UmwStG, § 4 Rz 43, S. 333
Fn. 1; vgl. ebenso zu der parallelen Gesetzeslage nach § 3 Nr. 40 Satz 1 Buchst. a EStG 2002: Ritzer in Frotscher,
EStG, § 3 Nr. 40 Rz 199ia ff.; von Beckerath in Kirchhof/Söhn/ Mellinghoff, EStG, § 3 Nr. 40 Rz B 40/152; Otto,
ebenda, S. 254 Fn. 761; Hoffmann in Littmann/Bitz/Pust, Das Einkommensteuerrecht, § 6 Rz 606; Tormöhlen in Korn,
EStG, § 3 Nr. 40 Rz 23; anders Dötsch/Pung in Dötsch/Jost/Pung/Witt, KStG, § 8b Rz 91; Erhard in Blümich, EStG,
KStG, GewStG, § 3 EStG Rz 517; differenzierend Frotscher in Frotscher/Maas, KStG, § 8b Rz 53a und Watermeyer in
Herrmann/Heuer/Raupach, EStG und KStG, § 8b KStG Rz 75: Zuordnung nach wirtschaftlicher Verursachung; Kröner
in Ernst & Young, KStG, § 8b Rz 113; hilfsweise ähnlich Eilers/Wienands, ebenda; Watermeyer, ebenda: Wahlrecht
des Steuerpflichtigen).


15 a) Die beschriebenen Wertaufholungen sind solange steuerfrei zu belassen, bis die steuerlich unwirksamen
Teilwertabschreibungen vollständig ausgeglichen sind. Allein diese Reihenfolge ist sachgerecht und korrespondiert mit
dem dargestellten Regelungszweck des Gesetzes. Ziel war es, zu verhindern, dass es nach dem Systemwechsel zum
sog. Halbeinkünfteverfahren zu einer steuerfreien Realisation der stillen Reserven kommt, die nach früherer
Rechtslage steuerpflichtig gewesen wäre. Dem entspricht es, die Verrechnungsreihenfolge an einer Zeitenreihenfolge
zu orientieren und dabei die zuletzt eingetretene Wertminderung als zuerst ausgeglichen anzusehen. Denn es verhält
sich keineswegs so, dass jene Werte, welche zuerst --steuerwirksam-- Abschreibungen auf den sog. Teilwert
ausgelöst haben, sich als erste wieder erholen und eine Teilwertaufstockung gebieten. Im Gegenteil beziehen sich
jene Buchwertabschreibungen, die zuerst vorgenommen worden sind, regelmäßig auf höhere (Ausgangs-)Werte als
solche Abschreibungen, zu denen es erst später kommt. Es ist also folgerichtig, anschließende Werterholungen, die
sich als solche ununterscheidbar nur auf den betreffenden Anteil beziehen und sich nicht mit einer konkreten
vorangegangenen Abschreibung identifizieren lassen, zunächst mit jenen späteren Abschreibungen zu "verrechnen",
weil erst dann wieder der jeweilige "Zwischen"-Buchwert erreicht worden ist. Bis dahin sind die vor dem
Systemwechsel vorgenommenen Abschreibungen wertmäßig noch nicht rückgängig gemacht und dementsprechend
noch keine Buchgewinne erzielt worden, die nunmehr (ausnahmsweise) als steuerpflichtig zu behandeln wären
(zutreffend von Beckerath, ebenda). In Einklang damit kann es für das steuerliche Ergebnis keinen Unterschied
machen, ob der Anteilswert nach der steuerwirksamen Wertminderung (zunächst) konstant bleibt oder ob eine
(weitere) steuerneutrale Wertminderung eintritt, die anschließend durch eine Wertsteigerung wieder ausgeglichen
wird. Beide Sachverhalte sind gleichzubehandeln; Regelungsziel ist es, Veräußerungsgewinne als solche bei der
Besteuerung außer Ansatz zu belassen, gleichviel, woraus sie sich speisen (vgl. Ritzer in Frotscher, a.a.O., § 3 Nr. 40
Rz 199ib; s. auch zu § 4 Abs. 1 Satz 2 des Umwandlungssteuergesetzes --UmwStG 2006-- van Lishaut in
Rödder/Herlinghaus/van Lishaut, ebenda).


16 b) Dieses Regelungsverständnis hat letztlich auch seinen Niederschlag im Gesetzeswortlaut und in der
Gesetzessystematik gefunden. Denn danach sollen die Erträge aus den Wertaufholungen vorrangig von der
Anwendung des Halbeinkünfteverfahrens profitieren und steuerfrei bleiben (§ 8b Abs. 2 Satz 2 KStG 2002 a.F./§ 8b
Abs. 2 Satz 3 KStG n.F.), während die Ausnahmeregelung des § 8b Abs. 2 Satz 2 KStG 2002 a.F./§ 8b Abs. 2 Satz 4
KStG 2002 n.F. erst eingreift, "soweit" --nach Grund und Höhe-- das (an sich steuerfreie) Wertaufholungsvolumen für
den betreffenden "abgeschriebenen" Anteil aufgezehrt ist. Die entgegenstehende Annahme des FA überzeugt nicht.
Indem das Gesetz die betreffende (steuerwirksame) Gewinnminderung und die nachfolgende Wertaufholung durch
das "soweit" verknüpft, geht es von einer betraglichen (Wert-)Korrespondenz und damit gewissermaßen von einem
"Gesamt-Wertspeicher" aus, der nur anteilig --eben "soweit"-- der Steuerpflicht unterworfen ist, als er in der
Vergangenheit bereits einmal steuerwirksam geworden ist. Das FA will in den Gesetzeswortlaut demgegenüber eine
Bedingungsabhängigkeit ("sobald") und eine Zeitkomponente ("solange") "hineinlesen". An beidem fehlt es jedoch.
"Soweit" jener schädliche Wertverbrauch nicht erreicht oder überschritten ist, bleibt es deswegen bei der
beschriebenen regelungsimmanenten Reihenfolge (ebenso Otto, a.a.O., S. 254 Fn. 761, S. 373 f. Fn. 1113). Ob für
entsprechende, jedoch anderslautende Regelungen in anderen Normzusammenhängen Gleiches anzunehmen ist
(vgl. § 4 Abs. 1 Satz 2 UmwStG 2006, s. dazu van Lishaut in Rödder/Herlinghaus/van Lishaut, a.a.O., § 4 Rz 43;
Rödder, daselbst, § 12 Rz 54, oder § 8b Abs. 3 Satz 8 KStG 2002 i.d.F. des Jahressteuergesetzes 2008), mag
angesichts dessen dahinstehen.


17 4. Es erübrigt sich auf dieser Basis, auf die Frage einer möglichen Verfassungswidrigkeit des § 8b Abs. 5 KStG 2002
wegen Verstoßes gegen den Grundsatz der steuerlichen Leistungsfähigkeit (Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes)
einzugehen (vgl. FG Hamburg, Vorlagebeschluss an das BVerfG in EFG 2008, 236). Einen weiter gehenden Erfolg
ihrer Klage könnte die in der Vorinstanz insoweit unterlegene Klägerin nicht erreichen, da sie gegen deren Urteil keine
Revision eingelegt hat. Im Übrigen hat das FA zwischenzeitlich den angefochtenen Körperschaftsteuerbescheid 2004
im Hinblick hierauf durch Änderungsbescheid vom 3. September 2009 gemäß § 165 AO für vorläufig erklärt.


18 5. Durch diesen Bescheid ebenso wie durch die vorangegangenen, aufgrund der Ergebnisse der bei der Klägerin
durchgeführten Außenprüfung erlassenen Änderungsbescheide vom 6. Februar 2009 ist das angefochtene Urteil
gegenstandslos (vgl. z.B. Senatsurteil vom 3. August 2005 I R 94/03, BFHE 210, 398, BStBl II 2006, 20; Urteil des
Bundesfinanzhofs vom 28. August 2003 IV R 20/02, BFHE 203, 143, BStBl II 2004, 10) und sind die
Änderungsbescheide gemäß § 68 Satz 1 i.V.m. § 121 Satz 1 der Finanzgerichtsordnung (FGO) zum Gegenstand des
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Verfahrens geworden. Für die Entscheidung des Senats ist dies aus verfahrensrechtlicher Sicht unbeachtlich.
Insbesondere war deshalb keine Wiedereröffnung der mündlichen Verhandlung nach § 93 Abs. 3 Satz 2 FGO
veranlasst. Für sie war kein Raum, da der Senat gemäß § 104 Abs. 2 FGO statt der Verkündung die Zustellung des
Urteils am 19. August 2009 beschlossen, die Streitsache am selben Tag beraten und am 21. August 2009 den von
den Richtern unterschriebenen Urteilstenor an die Geschäftsstelle gegeben hatte, so dass er von den Beteiligten
fernmündlich abgerufen werden konnte; Letzteres ist am 21. August 2009 bzw. am 24. September 2009 geschehen.
Durch dieses in § 104 Abs. 2 FGO vorgesehene Verfahren ist das Urteil wirksam geworden mit der Folge, dass der
Senat gemäß § 155 FGO i.V.m. § 318 der Zivilprozessordnung an die Entscheidung gebunden war und eine
Änderung nicht mehr vornehmen durfte (vgl. z.B. Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, Urteile vom 24. Juli 1998, Die
öffentliche Verwaltung 1998, 888; vom 2. Dezember 1996, Deutsches Verwaltungsblatt --DVBl-- 1997, 662, sowie
Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 11. Juni 1993, DVBl 1994, 209).
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BUNDESFINANZHOF Urteil vom 12.3.2019, IX R 34/17


ECLI:DE:BFH:2019:U.120319.IXR34.17.0


Hinzurechnung eines Kirchensteuer-Erstattungsüberhangs


Leitsätze


1. Der Hinzurechnungsbetrag nach § 10 Abs. 4b Satz 3 EStG erhöht nicht den Gesamtbetrag der Einkünfte (§ 2 Abs. 3


EStG).


2. Die Hinzurechnung nach § 10 Abs. 4b Satz 3 EStG findet auch statt, wenn sich die erstattete Zahlung im Zahlungsjahr


nicht steuermindernd ausgewirkt hat.


Tenor


Die Revision der Kläger gegen das Urteil des Finanzgerichts Baden-Württemberg, Außensenate Freiburg vom 2. Februar


2017  3 K 834/15 wird als unbegründet zurückgewiesen.


Die Kosten des Revisionsverfahrens haben die Kläger zu tragen.


Tatbestand


I.


1 Die Kläger und Revisionskläger (Kläger) werden im Streitjahr (2012) zur Einkommensteuer zusammen veranlagt.


2 Nach einer Außenprüfung (Bericht vom 5. Mai 2011) änderte der Beklagte und Revisionsbeklagte (das Finanzamt


--FA--) die Einkommensteuerbescheide der Kläger für die Jahre 2000, 2001, 2003, 2005, 2008, 2009 und 2010.


Dadurch kam es im Streitjahr zu einem Kirchensteuer-Erstattungsüberhang. Der verbleibende Verlustvortrag zum
31. Dezember 2011 betrug 13.251.836 EUR.


3 In ihrer Einkommensteuererklärung für das Streitjahr erklärten die Kläger Kirchensteuererstattungsüberhänge von


jeweils 84.217 EUR als sonstige Einnahmen. Das FA folgte dem nicht. Im geänderten Einkommensteuerbescheid für
2012 vom 25. September 2014 ermittelte es einen positiven Gesamtbetrag der Einkünfte ohne die erklärten sonstigen


Einkünfte aus Kirchensteuererstattungen und nahm in gleicher Höhe den Verlustabzug vor. Danach rechnete es den


Klägern einen positiven Erstattungsüberhang aus Kirchensteuern (166.744 EUR) hinzu und reduzierte diesen um
abziehbare Sonderausgaben und außergewöhnliche Belastungen. Daraus ergab sich nach Abzug eines


Kinderfreibetrags ein zu versteuerndes Einkommen von 148.717 EUR. Das FA setzte die Einkommensteuer für 2012


auf 61.686 EUR fest.


4 Dagegen legten die Kläger Einspruch ein, den das FA als unbegründet zurückwies (Einspruchsentscheidung vom


2. März 2015).


5 Im Klageverfahren haben die Kläger argumentiert, die Hinzurechnung des Kirchensteuer-Erstattungsüberhangs
erhöhe den Gesamtbetrag der Einkünfte und werde durch den anschließenden Verlustabzug neutralisiert, so dass im


Streitjahr keine Einkommensteuer entstanden sei. Die davon abweichende Veranlagung widerspreche dem Ziel der


gesetzlichen Regelung. Da sich die Kirchensteuer aufgrund von Verlustvorträgen in den Vorjahren nicht ausgewirkt
habe, dürfe sich auch ein Erstattungsüberhang bei vorhandenem Verlustvortrag nicht steuererhöhend auswirken.


6 Auf Nachfrage teilte das FA dem Finanzgericht (FG) mit, es könne nicht (mehr) festgestellt werden, in welchen Jahren


die Zahlungen geleistet worden seien, die zu den Erstattungen geführt hätten.


7 Während des Klageverfahrens änderte das FA den streitbefangenen Einkommensteuerbescheid am 23. Januar 2017


erneut und setzte den Hinzurechnungsbetrag wegen des Kirchensteuer-Erstattungsüberhangs um 85 EUR niedriger


mit 166.659 EUR an. Die festgesetzte Einkommensteuer verminderte sich dadurch um 36 EUR auf 61.650 EUR.


8 Das FG hat die Klage nach mündlicher Verhandlung abgewiesen. Der Hinzurechnungsbetrag nach § 10 Abs. 4b


Satz 3 des Einkommensteuergesetzes (EStG) erhöhe nicht den Gesamtbetrag der Einkünfte. Das ergebe sich aus


§ 10d Abs. 1 und 2 EStG, wonach nicht ausgeglichene negative Einkünfte vorrangig vor Sonderausgaben,
außergewöhnlichen Belastungen und sonstigen Abzugsbeträgen vom Gesamtbetrag der Einkünfte abzuziehen sind.


Daran habe der Gesetzgeber bei Einführung von § 10 Abs. 4b Satz 3 EStG nichts ändern wollen. Die Vorschrift sei


auch nicht teleologisch auf Fälle zu reduzieren, in denen sich die Kirchensteuerzahlung steuermindernd ausgewirkt
habe. Voraussetzung für die Hinzurechnung sei allein das Vorhandensein eines Erstattungsüberhangs. Außerdem sei
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die Hinzurechnung unter systematischen Gesichtspunkten belastungsneutral. So seien Fälle denkbar, in denen sich


die Zahlung in vollem Umfang ausgewirkt habe und die Hinzurechnung des Erstattungsüberhangs keine


Steuererhöhung auslöse.


9 Mit ihrer Revision verfolgen die Kläger ihr Begehren weiter. Sie rügen die Verletzung von § 10 Abs. 4b Satz 3 EStG.


10 Die Kläger beantragen,


das angefochtene Urteil aufzuheben und die Einkommensteuer unter Abänderung des geänderten


Einkommensteuerbescheids vom 23. Januar 2017 auf 0 EUR festzusetzen.


11 Das FA beantragt,


die Revision zurückzuweisen.


Entscheidungsgründe


II.


12 Die Revision ist unbegründet und deshalb zurückzuweisen (§ 126 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung --FGO--). Das
angefochtene Urteil hält rechtlicher Nachprüfung stand.


13 1. Nach § 10 Abs. 4b Satz 3 EStG ist ein Erstattungsüberhang bei der gezahlten Kirchensteuer (§ 10 Abs. 1 Nr. 4


EStG) dem Gesamtbetrag der Einkünfte hinzuzurechnen.


14 a) Die durch das Steuervereinfachungsgesetz 2011 vom 1. November 2011 (BGBl I 2011, 2131) eingeführte Vorschrift


ist am 1. Januar 2012 in Kraft getreten und mithin im Streitfall anwendbar. Es kommt insofern auf den Zufluss (§ 11


EStG) der Erstattung an.


15 b) Der Hinzurechnungsbetrag nach § 10 Abs. 4b Satz 3 EStG erhöht --wie das FG zutreffend angenommen hat-- nicht


den Gesamtbetrag der Einkünfte (§ 2 Abs. 3 EStG). Das ergibt sich zwar nicht eindeutig aus dem Wortlaut der


Vorschrift. Insbesondere eine Formulierung in der Gesetzesbegründung, wonach ein Erstattungsüberhang "bei der
Ermittlung des Gesamtbetrags der Einkünfte" hinzuzurechnen sei (BTDrucks 17/5125, S. 37), deutet scheinbar in eine


andere Richtung. Vordergründig ergibt sich die Antwort auch nicht aus § 2 EStG. Der Hinzurechnungsbetrag nach


§ 10 Abs. 4b Satz 3 EStG ist dort nicht ausdrücklich erwähnt. Und auch aus § 10d Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1
EStG ergibt sich nur, dass der Verlustabzug vorrangig vor Sonderausgaben, außergewöhnlichen Belastungen und


sonstigen Abzugsbeträgen vorzunehmen ist. An welcher Stelle der Hinzurechnungsbetrag zu berücksichtigen ist,


ergibt sich daraus ebenfalls nicht, denn der Hinzurechnungsbetrag gehört weder zu den Sonderausgaben noch zu
den außergewöhnlichen Belastungen oder sonstigen Abzugsbeträgen.


16 Dem Zweck der Vorschrift entspricht es jedoch, dass Kirchensteuererstattungen, die im Erstattungsjahr nicht mit


gleichartigen Zahlungen ausgeglichen werden können, quasi wie negative Sonderausgaben zu behandeln sind (so
Schmidt/Heinicke, EStG, 31. Aufl. (2012), § 10 Rz 9). Erstattungsüberhänge bei Kirchensteuern sollten nach der


Vorstellung des Gesetzgebers nur noch im Jahr der Erstattung berücksichtigt werden, um ein "Wiederaufrollen der


Steuerfestsetzungen" der Vorjahre zu vermeiden (BTDrucks 17/5125, S. 21). Der Hinzurechnungsbetrag ist deshalb
im Berechnungsschema an der Stelle zu berücksichtigen, an der die vorrangige Verrechnung eingreift und an der die


Sonderausgaben zu berücksichtigen wären. Für eine davon abweichende Behandlung ist kein sachlicher Grund


ersichtlich. Dies entspricht auch der ganz überwiegenden Ansicht im Schrifttum (Kulosa in Herrmann/Heuer/Raupach
--HHR--, § 10 EStG Rz 413; BeckOK EStG/Fissenewert, 3. Ed [01.02.2019], EStG § 10 Rz 545.1; Schmidt/Heinicke,


EStG, 36. Aufl., § 10 Rz 8, der die bis zur 35. Aufl. a.a.O. vertretene Gegenauffassung offenbar aufgegeben hat; a.A.,


jedoch ohne Begründung: Scharfenberg/Marbes, Der Betrieb 2011, 2282, 2283 und Gebhardt, Der Ertrag-Steuer-
Berater 2012, 30, 31).


17 c) Die Hinzurechnung nach § 10 Abs. 4b Satz 3 EStG findet auch statt, wenn sich die erstattete Zahlung im


Zahlungsjahr nicht steuermindernd ausgewirkt hat. Die Vorschrift enthält eine zulässige Typisierung; sie dient der
Vereinfachung des Steuervollzugs. Zwar erachtet der Gesetzgeber die Hinzurechnung des Erstattungsüberhangs bei


Basiskrankenversicherungsbeiträgen und Kirchensteuern deshalb für geboten, weil sich die gezahlten Beträge in der


Vergangenheit (in voller Höhe) ausgewirkt haben (BTDrucks 17/5125, S. 37). Das bedeutet aber nicht, dass sie sich
im Einzelfall tatsächlich ausgewirkt haben müssen. Müsste in jedem Einzelfall ermittelt werden, ob (und ggf. in


welcher Höhe) sich die erstattete Zahlung steuerlich ausgewirkt hat, würde der Vereinfachungszweck verfehlt. Die


Annahme, dass sich die Beiträge zur Basiskrankenversicherung und die gezahlten Kirchensteuern steuerlich in voller
Höhe auswirken, entspricht indes dem Regelfall. Etwas anderes kann aus Gründen der formellen Gleichbehandlung


auch dann nicht gelten, wenn (ohne weiteres) feststeht, dass sich eine Zahlung nicht ausgewirkt hat.


18 Verfassungsrechtliche Bedenken bestehen dagegen nicht. Zur früheren Rechtslage hat der Bundesfinanzhof (BFH)
entschieden, dass es für die Gegenrechnung der Erstattung nicht darauf ankommt, ob sich die erstatteten Beträge im


Zahlungsjahr steuerlich ausgewirkt haben (BFH-Beschluss vom 19. Januar 2010 X B 32/09, BFH/NV 2010, 1250;


BFH-Urteil vom 6. Juli 2016 X R 6/14, BFHE 254, 341, BStBl II 2016, 933). Zwar könne es dazu kommen, dass sich
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Kirchensteuerzahlungen steuerlich nicht auswirken, obwohl eine tatsächliche und endgültige wirtschaftliche Belastung


vorliege. Die Verrechnungsmethode sei jedoch unter systematischen Gesichtspunkten belastungsneutral, denn sie


könne auch zu dem entgegen gesetzten Ergebnis führen. Diese Erwägungen sind auf die neue Rechtslage
übertragbar (ebenso HHR/Kulosa, § 10 EStG Rz 413).


19 Im Streitfall steht nach Aktenlage nicht fest, dass sich die erstatteten Zahlungen in den jeweiligen Zahlungsjahren


steuerlich nicht ausgewirkt haben. Das FG hat dazu keine Feststellungen getroffen. Aber selbst wenn dies so wäre,
müssten die Kläger das Ergebnis nach geltender Rechtslage hinnehmen, denn ebenso gut hätte der Fall eintreten


können, dass sich eine Kirchensteuerzahlung in voller Höhe ausgewirkt hat, während der Hinzurechnungsbetrag im


Erstattungsjahr eine Erhöhung der Einkommensteuer nicht auslöst (bei hohem negativem Gesamtbetrag der
Einkünfte). Ein übergeordnetes Gebot der steuerlichen Berücksichtigung von Privataufwendungen besteht nicht. Die


Regelung in § 10 Abs. 4b Satz 3 EStG würde den verfassungsrechtlichen Anforderungen deshalb schon dann


genügen, wenn sie nicht willkürlich differenziert. Dafür sind Anhaltspunkte indes nicht ersichtlich.


20 2. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 2 FGO.


Siehe auch:  Pressemitteilung Nr. 45/19 vom 25.7.2019
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